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Badischer

IL « . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Montag , den 18 . Juli 1904.

Am Regierungstisch : Präsident des Ministe¬
riums der Justiz , des Kultus und Unterrichts , Geh . Rat
Or . Frhr . v. Dusch ; später : Minister des Innern Or .
Schenkel und Ministerialrat Nebe .

Präsident Or . Gönner eröffnet die Sitzung kurz nach
halb 5 Uhr nachmittags.

Sekretär Köhler verliest den neuen Einlauf :
Bitte des Oberamtsrichters a . D . P . Ludwig in Baden

um Rechtsschutz.

Von der Ueberweisung an die Petitionskommission und
weiteren geschäftlichen Behandlung muß angesichts des un¬
mittelbar bevorstehenden Landtagsschlusses abgesehen
werden.

Eingegangen ist ferner : Mitteilung des Präsidiums der
Ersten Kammer über

1 . Beratung und Annahme des Gesetzentwurfs, die
Sicherung der Ansprüche der Gemeinden auf Grund
des Ortsstraßengesetzes betreffend, in der von der Zweiten
Kammer beschlossenen Fassung ;

2 . Beratung und Beschlußfassung bezüglich der Frage
der Rheinregulierung zwischen Sondernheim und Straß¬
burg . wonach die Erste Kammer dem Beschlüsse der
Zweiten Kammer beitritt .

Präsident Or . Gönner : Meine Herren ! Bevor wir in
die Tagesordnung der heutigen Sitzung eintreten . möchte
ich Ihnen Vorschlägen, eine Pflicht der Pietät zu erfüllen ,
indem wir derjenigen früheren Mitglieder dieses Hauses
gedenken , welche während der nun zu Ende gehenden
Tagung der Landstände aus dem Leben geschieden sind .
Es sind folgende:

Or . Wilhelm Blum , Privatmann in Heidelberg , ist
daselbst am 18 . Februar d . I . gestorben. Derselbe war
geboren am 3 . Juli 1831 und hat somit ein Alter von 72
Jahren erreicht . Herr Or . Blum hat in diesem Hause den
früheren 13 . Städtewahlbezirk — Stadt Heidelberg —
in den Jahren 1869/70 . den jetzigen 48 . Wahlbezirk —
Stadt Heidelberg — in den Jahren 1871/72 , den 63.
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Wahlbezirk — Amt Mosbach — in den Jahren 1873/78 .
den 62 . Wahlbezirk — Amt Eberbach -Buchen — . in den
Jahren 1879/82 und wiederum den 48 . Wahlbezirk —
Stadt Heidelberg — in den Jahren 1889/92 vertreten .
Der Verstorbene erfreute sich in weiten Kreisen des Lan¬
des eines hohen Ansehens, und die Stadt Heidelberg hatte
ihn zu ihrem Ehrenbürger ernannt . Derselbe war auch
Reichstagsabgeordneter für den Kreis Heidelberg in den
Jahren 1871 bis 1884 und bekleidete viele Jahre hin¬
durch das Amt des Vorsitzenden des Kreisausschusses Hei¬
delberg. sowie eines Mitgliedes des Stadtrates und des
Stadtverordnetenkollegiums der Stadt Heidelberg . Er
hatte es sich überhaupt zur Lebensaufgabe gemacht , seine
geistige Kraft den öffentlichen Angelegenheiten zu wid¬
men und auf dem Gebiete der allgemeinen Wohlfahrts¬
pflege zu wirken. Durch vielseitige reichliche Verdienste,
welche er sich durch seine gemeinnützige Tätigkeit erwor¬
ben hat , ist ihm ein ehrenvolles Andenken in Stadt und
Land gesichert.

Wilhelm Kiefer , Bürgermeister in Buchen, geboren
am 14. Juni 1833 , gestorben am 31 . März d . I . Der¬
selbe hat als Landtagsabgeordneter den Wahlbezirk Eber¬
bach -Buchen in den Jahren 1883/86 und 1891/94 ver¬
treten . In seiner Heimat war er ein sehr wohlangesehe¬
ner Mann , und er wirkte dort während einer langen
Reihe von Jahren im öffentlichen Amte erfolgreich zum
Wohle des Gemeinwesens, zunächst vier Jahre als Ge¬
meinderat und vom Jahre 1880 an bis zu seinem im
Alter von nahezu 71 Jahren eingetretenen Lebensende ,
also über 23 Jahre lang , als Bürgermeister . Auch das
Amt eines Bezirksrats war dem Verstorbenen wiederholt
übertragen , und während vieler Jahre gehörte er der
Kreisversammlung und einem Sonderausschuß des
Kreisverbandes an . Sein pflichttreues Wirken - in den
ihm anvertrauten wichtigen Aufgaben wird auch von den
späteren Geschlechtern mit Dankbarkeit anerkannt werden .

August Strauße Altbürgermeister von Mosbach , ge¬
boren am 21 . November 1834 , gestorben am 24 . Juni
d . I . , Vertreter des 63 . Wahlbezirks — Amt Mosbach —
in den Jahren 1883— 1890 . Auch er genoß in weiten
Kreisen allgemeine Achtung und Wertschätzung . Im
öffentlichen Leben betätigte er eine vielseitige und erfolg¬
reiche Wirksamkeit . Dem Gemeinderat der Stadt Mos¬
bach gehörte er als Mitglied in den Jahren 1873 bis

!, Seite LSS6.
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1882 an , und das Amt des Bürgermeister dieser Stadt
bekleidete er 16 Jahre lang . Außerdem wirkte er viele

Jahre hindurch als Mitglied des Kreisausschusses Mos¬

bach. Er war ausgestattet mit reichen Kenntnissen und

Erfahrungen , welche er mit anerkennenswerter Hingebung
in der Pflege der allgemeinen Wohlfahrt zu verwerten

bestrebt war . Durch die vortrefflichen Eigenschaften sei¬
nes Wesens rein menschlicher Art wußte er sich eine große
Beliebtheit im gesellschaftlichen Verkehr zu schaffen, und

an den ergötzlichen Ausstrahlungen seines köstlichen Hu¬
mors hat man auch im Kreise der Kammerkollegen
sich oftmals und gerne erheitert .

An den Arbeiten dieses Hauses , an seinen Beratungen
und Verhandlungen haben diese drei geschiedenen Mit¬

glieder desselben mit Pflichttreue und Gewissenhaftigkeit
teilgenommen , und es wird ihnen deshalb ein ehren¬
volles Andenken hier alle Zeit bewahrt bleiben.

Ich bitte Sie , zur Ehrung des Gedächtnisses an die

Heimgegangenen Kollegen sich von Ihren Sitzen erheben
zu wollen. (Dies geschieht .)

Das Haus tritt hierauf in die Tagesordnung ein ; zu¬
nächst Punkt 1 : Beratung des mündlichen Berichts der

Schulkommission über den Antrag der Abgg. Obkircher
und Genossen, die Berechtigungen der Realmittelschulen
betreffend, und die einschlägigen Petitionen .

Hierzu bemerkt der Berichterstatter :

Abg . Or . Heimburger : Namens der Schulkommission
habe ich die Ehre , Ihnen Bericht zu erstatten über den

Antrag der Abgg . Obkircher und Genossen, die Berech¬
tigung der Realmittelschulen betreffend. Der Antrag
geht dahin :

„Die Zweite Kammer wolle beschließen :
Die Großh . Regierung wird ersucht , die Berech¬

tigungen der Abiturienten der Realmittelschulen
(Realgymnasien und Oberrealschulen) dahin zu erwei¬
tern , daß

a . den Abiturienten der Realgymnasien auch daS
Reifezeugnis für die Rechtswissenschaft , das
höhere Lehrfach ohne Einschränkung und daS
Bergfach,

st. den Abiturienten der Oberrealschulen auch das
Reifezeugnis für die Rechtswissenschaft unter der
Bedingung des vor Beginn des Studiums zu er¬
bringenden Nachweises hinreichender Kenntnisse

^ im Lateinischen, ferner für das Höhere Lehrfach
ohne Einschränkung , daS Hochbau- , Bauinge¬
nieur - und Maschinenbaufach, das Forst - und

? Bergfach
erteilt wird " .

Der Antrag ist eine wörtliche Wiederholung des Kom¬
missionsantrags vom letzten Landtag , der damals mit
übergroßer Mehrheit im Haufe Annahme gefunden hat ,
auf den aber seitens der Großh . Regierung nichts ge-

schehen ist , so daß wir vor derselben Sachlage stehen wie
vor zwei Jahren . Was die Beurteilung des Antrags be¬
trifft , so ist davon auszugehen , daß man den Zweck der
Mittelschulen richtig ins Auge faßt . Sie haben nicht den
Zweck, bestimmte Fachkenntnisse zu übermitteln , ihr
Zweck ist vielmehr , ihren Schülern eine allgemeine Bil¬
dung auf den Weg zu geben, ihnen diejenige Schulung
des Geistes angedeihen zu lasten, welche die Schüler zur
wissenschaftlichen Arbeit befähigt , zu der sie auf den Hoch¬
schulen angeleitet werden . Zur Beurteilung der Frage
ist nun sehr wichtig, ob man der Ansicht ist, daß diese
Schulung des Geistes und diese allgemeine Bildung nur
auf einer oder der andern der drei Mittelschulen — Gym¬

nasium , Realgymnasium und Oberrealschule — gewährt

werden kann, oder ob man die Meinung hat , daß alle

drei Mittelschulen eine gleichwertige Vorbildung gewäh¬

ren können . Es kann nicht meine Aufgabe sein , im ein¬

zelnen Ihnen den Nachweis für die Richtigkeit der letzte¬

ren Ansicht zu führen . Das Haus hat sich jeweils auf

den Standpunkt gestellt, daß alle drei Schulen ohne

Unterschied eine solche allgemeine Bildung gewähren,

wenn auch nicht eine gleichartige, nicht eine auf gleicher

Grundlage beruhende, so doch eine solche, die gleichwertig

ist , und die gleichermaßen zur wissenschaftlichen Arbeit

befähigt. Ich habe schon im Kommissionsbericht des vor¬

letzten Landtags den Beweis hierfür niedergelegt : ich

darf Sie hierauf verweisen. Setzt man nun aber die

Gleichwertigkeit der Vorbildung der Mittelschulen vor¬

aus , so muß man zu dem Schlüsse kommen , daß auch»

allen die gleichen Berechtigungen zuerteilt werden müs¬

sen . Wenn man nun gesagt hat , daß für jedes Fach neben

der Allgemeinbildung auch ein gewisses Maß von speziel¬
len Kenntnissen wünschenswert ist , so ist gewiß zuzugeben,

daß die eine Schulart solche Spezialkenntnisse mehr für
das eine Fach, die andere mehr für ein anderes Fach

liefert .
Wenn man großes Gewicht auf diese Verschiedenheit

legen wollte, so müßte man dazu kommen, daß man ge-

Wiste Fächer nur der einen und gewisse andere nur der

anderen Schule zuweist. Auf diesen Standpunkt wird

inan sich schwerlich stellen wollen , und es hat sich auch noch
niemand auf ihn gestellt . Im Gegenteil ist man der An¬

sicht , daß , wenn die Vorbildung gleichwertig ist, auch die

Berechtigungen gleich sein sollen ; was dann außerdem,

an speziellen Kenntnissen für das einzelne Fach erforder¬
lich ist , hat sich der einzelne zu verschaffen . Auf dem

letzten Landtag ist man nun nicht bis zur letzten Konse¬

quenz dieses Standpunkts gelangt , man hat nicht beschlos¬
sen , allen Mittelschulen die gleiche Berechtigung zuzu¬
erteilen , sondern hat dem andern Standpunkt etwas

Rechnung getragen . Die Abiturienten der Oberrealschule
sollten zwar , abgesehen vom Studium der Theologie , die

gleiche Berechtigung wie die Abiturienten der übrigen
Mittelschulen haben , zum Studium der Rechtswissenschaft
aber nur bei dem Nachweis zugelassen werden , daß sie
hinreichende Kenntnisse im Lateinischen besitzen, um dem
Studium des corpus juris obzuliegen . Auf den ersten
Blick ist das auffällig : man hat eingewendet, es sei doch
eigentümlich, wenn man für das Studium der Rechts¬
wissenschaft diesen besonderen Nachweis verlange , für das
Studium der klassischen Philologie dagegen nicht . Die

Kommission ging von der Ansicht aus , der besondere Nach¬
weis sei für das Studium der klastischen Philologie nicht
notwendig, weil an dieses Studium ohne eine gründliche
Kenntnis der lateinischen und griechischen Sprachen gar
nicht zu denken sei , für das Studium der Rechtswissen¬
schaft die Kenntnis des Lateinischen aber nicht so unbe¬
dingt notwendig scheine.

Gegen diesen Standpunkt wendet sich nun eine Peti¬
tion , die sich gedruckt in Ihren Händen befindet. Sie ist
von einer größeren Anzahl von technischen Staatsbeam¬
ten unterzeichnet. Im wesentlichen ist die Petition die
gleiche, wie die auf dem vorigen Landtag behandelte . Sie
wendet sich gegen die Ausnahmestellung des Juristen ,
sucht die Vorzüge der humanistischen Bildung in nicht
immer einwandfreier Weise nachzuweisen und meint , es
sei am besten , wenn alles beim alten bleibe. Zum Schluß
bitten die Petenten , man möge volle Gleichberechtigung
allen Mittelschulen gewähren , wenn man überhaupt eine
Aenderung vornimmt .

Die zweite Petition rührt her von dem Vorstand des
Vereins für Schulreform . Sie lautet :
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» Unterzeichneter Verein richtet an eilten Hohen Land¬

tag die Bitte , die Gleichberechtigung aller höheren neun

stufigen Lehranstalten nach dem Vorgang Preußens bei

Hoher Staatsregierung in Anregung bringen zu wollen .

Während in betreff des medizinischen Studiums eine

Einigung dahin erzielt ist , daß der Zutritt zu ihm den

Realgymnasiasteir in ganz Deutschland offen steht, herrscht
in bezug auf die anderen Berufe , namentlich aber in be¬

zug aus das juristische Studium eine große Verwirrung .
Preußen hat dieses Studium den Abiturienten aller

höheren Lehranstalten zugänglich gemacht . Darauf hat
Württemberg es den Realgymnasiasten eingeräumt , An¬

halt , Waldeck und Schwarzburg - Sondershausen sind Preu¬
ßen ganz gefolgt und haben die Zulassung aller Abitu
rienten zur ersten juristischest Prüfung ausgesprochen.
Alle anderen Staaten , auch Elsaß -Lothringen , nehmen
aber bis jetzt eine ablehnende Haltung ein . Die Folge
ist, daß nach einer Vereinbarung der deutschen Bundes¬
staaten vom Jahre 1889 die Angehörigen dieser Staa -
ten , soweit sie nicht Gynmasialabiturienten sind , auch in
Preußen von dem juristischen Studium ausgeschlossen
sind . Auch in betreff der Zulassung zum höheren Forst¬
fach , höheren Lehrfach , Bergfach, Baufach , besteht noch
eine große Ungleichheit in den verschiedenen Staaten , die
aus einer umfangreichen Zusammenstellung des Geh . Re¬
gierungsrats I) r . Daude in Berlin in der „Monatsschrift
für höhere Schulen"

, Januarheft 1904 , Seite 46 bis 61 ,
ersichtlich ist.

Der Unterzeichnete Verein ist der Ansicht , daß eine solche
auf anderen Gebieten längst überwundene und undenkbare
Verschiedenheit innerhalb der Reichsgrenzen auf die Dauer

ganz unerträglich werden wird , auch den Besuch der Lan¬
desuniversitäten in den noch zurückstehenden Staaten un¬
günstig beeinflussen muß . Die Staatsregierungen werden
sich daher einer in unserem Sinne an sie gerichteten An¬

regung nicht entziehen können" .
Sie sehen also , dieser Verein steht auf dem Standpunkt

der allgemeinen Gleichberechtigung für alle drei Schulen .
Auch die Kommission hat sich schließlich auf diesen Stand¬
punkt geeinigt und die Beschränkung vom letzten Mal
fallen lassen , indem sie von der Tatsache ausging , daß
die Gleichwertigkeit der allgemeinen Bildung aller drei
Schulen anerkannt ist . Damit wäre auch dem Stand¬
punkt der Techniker Rechnung getragen . Die Kommis¬
sion kam einstimmig zu diesem Beschluß , und ich glaube ,
es wäre wünschenswert, wenn auch die Großh . Regierung
von dem ablehnenden Standpunkt , den sie bisher einge¬
nommen hat und , wie es scheint , auch in Zukunft ein¬
nehmen will , abkommen würde . Man hat die Meinung
gehegt, es werde vielleicht eine Aenderung eintreten in¬
folge der veränderten Prüfungsordnung an der Techni
schen Hochschule. Bisher wurden dort zweierlei Examina
vorgenommen, das Diplomexamen mit seiner Vorprüfung
und die Staatsprüfung mit ihrer Vorprüfung . Nun ist
in Preußen die Aenderung eingetreten , daß dieser Unter¬
schied aufhört , alle auf der Technischen Hochschule Stu¬
dierenden, ob sie später in den Staatsdienst gehen wollen
oder nicht , die gleiche Prüfung machen , und daß dann erst
diejenigen, die in den Staatsdienst wollen , nach zwei
Jahren Praxis eine weitere Prüfung oblegen müssen ,
die ihnen den Zugang zur staatlichen Karriere eröffnet .
Diese letztere Prüfung ist also zu vergleichen mit der Re-
ferendärsprüfung . Nun hat man gesagt , wenn man die
Abiturienten der Oberrealschule, ebenso wie die des Gym¬
nasiums und Realgymnasiums , zu beiden Prüfungen zu -
läßt , so wäre Wohl die logische Folge , daß man sie auch
zu der dritten Prüfung zuläßt . Aus der Zuschrift des
Großh . Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts, die Ihrer Kommission auf eine Anfrage zugegangen

ist . geht aber hervor , daß man dies nicht beabsichtigt , son¬
dern nur eine Gleichheit der beiden anderen Prüfungen
einführen , zur dritten Prüfung dagegen nur die Abi
turienten des Realgymnasiums und des Gymnasiums ,
nicht auch die der Oberrealschule zulassen will . Nun
wird mit Recht in der Petition des Vereins für Schul
reform hervorgehoben, daß in den verschiedenen deutschen
Staaten hierin die größte Verschiedenheit herrscht und im
Interesse der Einheitlichkeit innerhalb des Reichs eine
Aufhebung derselben erwünscht wäre . Es ist Ihnen ja
wohl allen der Vortrag zugegangen, den Herr Direktor
Steinhart auf der Delegiertenversammlung des Allge¬
meinen deutschen Schulmännervereins in Darmftadt ge¬
halten hat . Dort ist im Anhang eine Statistik aufgemacht,
welche die Berechtigungen in den einzelnen Staaten dar¬
stellt . Sie sehen daraus , daß das Reich allen drei Mittel¬
schulen die gleichen Berechtigungen zuerkennt , ausgenom¬
men das Studium der Medizin . Auf der andern Seite
aber sehen Sie , wenn man die Fächer ins Auge faßt , die

zur Kompetenz der Einzelstaaten gehöre» , daß hier Preu¬
ßen am weitesten vorgeschritten ist, indem es allen drei
Schularten die gleiche Berechtigung gewährt , abgesehen
vom Studium der Theologie. Dagegen herrscht eine
bunte Musterkarte bezüglich der anderen Staaten .

Aus der auf Seite 7 des Vortrags aufgeführten Zu
sammenstellung ersehen Sie , daß Baden zu den Staaten
gehört , die noch mit einer gewissen Engherzigkeit den
Realschulen gegenübersteheu . Es kann nicht bezweifelt
werden, daß dieser Mangel an Berechtigungen für die
Realschule zu großen Mißständen führen muß . Anstalten ,
welche den Charakter von minderberechtigten tragen ,
haben schwer zu kämpfen , um diejenigen Elemente zu
bekommen , deren sie bedürfen . Es darf deshalb als ein
Beweis für die innere Berechtigung der Realschulen an¬
gesehen werden , daß sie trotz ihrer Zurücksetzung sich doch
blühend weiterentwickelt haben. Das Bedürfnis , auf
den modernen Grundlagen der Naturwissenschaft einer¬
seits und der neueren Sprachen andrerseits sich eine all¬
gemeine Bildung zu erwerben, ist ein weitverbreitetes ,
sonst würden diese Schulen , die seitens der Regierung so
stiefmütterlich behandelt werden, sich nicht auf dieser Höhe
halten können . Es geht nicht an , daß man diese Schulen
ständig als Schulen zweiter Klasse behandelt , daß man
zwar anerkennt , sie gäben eine ebenso gute Vorbildung
wie die andern , ihnen aber in der Praxis die gleichen
Rechte vorenthält . Dies ist ein unhaltbarer Zustand , der
dringende Abhilfe erheischt.

Der Zugang zu irgend einer Art der Mittelschule ist
ja durchaus nicht immer ein freier . Es kommt wesent¬
lich darauf an , was für eine Anstalt sich gerade an dem
betreffenden Orte befindet. Realschulen sind bekanntlich
viel weiter und namentlich auch in kleineren Städten
verbreitet . Wenn man nun auf dem Standpunkt stehen
bleibt, daß die Realschule die Berechtigungen nicht haben
soll , wie das Gymnasium, so schließt man damit eine
Reihe von Bewohnern unseres Landes vom Eintritt in
den Staatsdienst aus oder man erschwert ihn doch wesent¬
lich gegenüber den Bewohnern von Städten , in denen es
Gymnasien gibt . Man wird auch nicht behaupten wollen ,
daß man dadurch eine intellektuelle Auslese erhält , man
erhält dadurch nur eine mechanische, vorn reinen Zufall ,
nämlich vom zufälligen Wohnort abhängige .

Wir wollen ja keineswegs den Wert des humanistischen
Gymnasiums herabsetzen . Im Gegenteil , wir haben die
Bedeutung der Gymnasialbildung von jeher vollauf an¬
erkannt . Aber wir halten es auch für gerechtfertigt , wenn
die Realschulen Gleichberechtigung verlangen . Nur die
Herstellung einer Gleichberechtigung für beide Arten von
Anstalten wird zu gedeihlichen Zuständen führen . Seit
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dem Jahr 1891 hat es keinen Landtag mehr gegeben , in
welchem nicht diese Frage behandelt und die Regierung
ersucht worden wäre , auf diesem Gebiete Schritte zu tun .
Die Regierung hat sich aber immer geweigert, dem
Wunsche der Kammer entgegenzukommen. Es sollten
doch die immer wieder gefaßten Beschlüsse dieses Hauses
auf die Regierung einen größeren Einfluß ausüben . Auch
wir wollen das Beste des Landes und unseres Bildungs¬
wesens, wenn wir den Antrag stellen . Daß wir mit dem
Anträge im Interesse der Schulbildung handeln , das
geht schon daraus hervor , daß gerade die Schulmänner
unseres Landes stets diesen Antrag dringend befürwortet
haben. Ich appelliere insbesondere an den Herrn Unter¬
richtsminister . in reifliche Erwägung zu ziehen , ob es nicht
gerechtfertigt ist , endlich diese geradezu gehässige Stel¬
lungnahme der Regierung , die die Realschule als etwas
Minderwertiges stigmatisiert , zu verlassen. Die Lei¬
stungen der Realabiturienten stehen in keiner Hinsicht hin¬
ter denen der Gymnasialabiturienten zurück . Der Staat
würde somit auch keine Schädigung erleiden, wenn die
Realabiturienten den Zutritt zum Staatsdienst allgemein
erhalten würden .

Schließlich wird die Regierung doch nicht mehr aus -
weichen können . Die Bewegung wird stärker und stärker
werden, und zuletzt wird sich die Regierung genötigt sehen ,
dem allgemeinen Druck nachzugeben. In den anderen
Staaten ist man hier bereits mehr oder weniger den be¬
rechtigten Wünschen entgegenkommen. Wir sollten hier¬
in doch nicht Zurückbleiben und die Realschulen schlechter
behandeln als unsere Nachbarstaaten . Dieser Zustand
läßt sich nun einmal nicht mehr halten , es sind geradezu
unhaltbare Zustände . Ich will nur darauf Hinweisen , daß
es möglich ist , daß Schüler , die die gleiche Schule durch¬
gemacht haben, ganz verschiedene Rechte erhalten,, je nach¬
dem sie preußische oder badische Staatsangehörige sind .
Die Regierung wird sich mit der Zeit dazu verstehen müs¬
sen ; aber dann , wenn sie , dem Drange nachgebend , die
Gleichberechtigung der Realschulen durchführt , wird sie
den Dank nicht in Anspruch nehmen dürfen , der ihr ge¬
bühren würde , wenn sie aus freien Stücken für die Gleich¬
berechtigung der verschiedenartigen Mittelschulen eintre -
ten würde . Wir haben neulich ein großes Werk geschaffen,
über dessen freiheitlichen Charakter wir uns alle gefreut
haben, und es wurde von den Rednern damals darauf
hingewiesen, daß nunmehr Baden allen anderen Staaten
voran sei. Aber auf dem Gebiet der Schule ist dies nicht
der Fall . Die Volksvertretung ist zwar darin einig, daß
auch hier die Gewährung von freiem Licht und freier Luft
notwendig ist, aber die Regierung verschließt sich hart¬
näckig den Wünschen der Volksvertretung . Man kann da¬
her auf diesem Gebiet nicht sagen : Baden voran , sondern:
Baden hintendran . Ich ersuche das Hohe Haus , dem An¬
trag der Kommission zuzustimmen. Er lautet :

Die Zweite Kammer wolle
1 . die Großh . Regierung ersuchen , den Abiturien¬

ten der drei Mittelschularten — Gymnasium,
Realgymnasium und Oberrealschule — volle
Gleichberechtigung zu gewähren,

2 . die Eingaben technischer Schulbeamten und des
Vereins für Schulreform für erledigt erklären.

Präsident des Ministeriums der Justiz , des Kultus
und Unterrichts , Geh. Rat Or . Frhr . v. Dusch : Im Na¬
men der Großh . Regierung habe ich auf den Antrag der
Herren Abgg. Obkircher und Gen . folgende Erklärung
abzugeben:

Entsprechend der am 4 . Juli 1902 dem Hohen Hause
gegebenen Zusage ist in einer Konferenz von Vertretern
der beteiligten Ministerien die Frage der Ausdehnung

der Berechtigungen der Äealnnttelschulen abermals einer
eingehenden Erörterung unterzogen worden.

Dabei hat sich ergeben, daß die Ressortministerien auch
nach nochmaliger Prüfung sich zur Zeit außer Stande
sehen, ihre gegen die Zulassung der Oberrealschulabi¬
turienten zum höheren technischen Staatsdienst und zum
Forstdienst wiederholt geltend gemachten Bedenken fal¬
len zu lassen .

Diese Bedenken würden an Gewicht verlieren , wenn
den Abiturienten der Realmittelschulen der Zutritt zu den
Stellen des höheren Justiz - und Verwaltungsdienstes er¬
öffnet werden könnte. Die Großh . Regierung vermag
sich indessen dermalen nicht zu entschließen , von dem Er¬
fordernis der humanistischen Vorbildung für die
künftigen höheren Justiz - und Verwaltungsbeamten ab -
zugehen. Die Gestattung der Nachholung auch nur eines
Teiles des für eine gründliche Erfassung des römischen
Rechts unentbehrlichen Studiums der alten Sprachen auf
der Universität erscheint jedenfalls insolange nicht emp¬
fehlenswert , als nicht die für die preußischen Universi¬
täten eingeführten Ergänzungskurse im Lateinischen und
Griechischen sich voll bewährt haben . Soweit bekannt̂ ist
auch — von Württemberg abgesehen , wo den Abiturien¬
ten der Realgymnasien, welche schon bisher zum höheren
Verwaltungsdienst und zum Kameralfach zugelassen
waren , neuerdings auch der Zugang zum höheren Justiz¬
dienst eröffnet worden ist, — bis jetzt keine der Regie¬
rungen der größeren Bundesstaaten dem preußischen Bei¬
spiele gefolgt.

Die Frage der unbeschränkten Zulassung der Real¬
mittelschulabiturienten zum höheren Lehrfach ist der zur
Begutachtung der neuen Prüfungsordnung für das hö¬
here Lehrfach an Mittelschulen einberufenen Konferenz
vorgelegt worden.

Die Mitglieder dieser Konferenz haben in ihrer Mehr¬
heit sich für die Beibehaltung der bisherigen Vorschriften
über die Vorbildung der Anwärter für das höhere Lehr¬
fach ausgesprochen und namentlich empfohlen, es bei der
Einrichtung der Ergänzungsprüfungen bewenden zu
lassen .

Bei dieser Sachlage muß die Großh . Regierung , der
die Verantwortung für eine sachgemäße allgemeine Vor¬
bildung der künftigen Staatsbeamten obliegt, zur Zeit
Bedenken tragen , an eine Aenderung der bestehenden und
im allgemeinen wohlbewährten Einrichtungen im Sinne
des Antrags der Herren Abgg. Obkircher und Gen . heran¬
zutreten . Sie hält sich vielmehr für verpflichtet, zunächst
eine weitere Klärung der noch im Flusse befindlichen Fra¬
gen und insbesondere abzuwarten , wie der in Preußen
und einzelnen anderen Bundesstaaten in dieser Richtung
gemachte Versuch sich bewähren wird .

Gestatten Sie mir , daß ich diese Erklärung noch mit
einigen Worten begleite, um nicht nachher zu weiteren
Ausführungen genötigt zu sein . Der Herr Berichter¬
statter hat den Appell an die Großh . Regierung gerichtet,
sie möge dafür sorgen, daß man auch auf dem Gebiet des
Schulwesens sagen könnet „Baden voran "

, und nicht wie
jetzt : „Baden hintendran " sagen müsse . Ich darf auf eine
Tatsache Hinweisen , die für sich schon das bedächtige Zu¬
rückhalten der Regierung rechtfertigt, nämlich, daß eine
Reihe von Beschlüssen des Hohen Hauses vorliegt , die sich
inhaltlich keineswegs decken, sondern seit 12 Jahren
eine allmähliche Steigerung aufweisen. Ursprünglich
war nur der Antrag gestellt , für die „staatstechnischen "
Berufe Abiturienten der Oberrealschulen zuzulassen, auf
dem letzten Landtag hat sich der Antrag dazu verdichtet ,daß nur noch für die aus den Oberrealschulen hervor¬
gehenden Juristen eine Ergänzungsprüfung im Lateini¬
schen verlangt werde, und heute wird nun , wie mir jetzt



erst bekannt geworden ist, der Antrag gestellt , in gleicher
Weise vorzugehen wie in Preußen und allen Mittel¬
schulen die gleichen Berechtigungen zu erteilen . Was den
neuesten Antrag anbelangt , so mutz ich erklären , daß er
mir persönlich sympathischer ist als der auf dem vorigen
Landtag gestellte , insofern, als er glatten Tisch macht ,
denn es würde eine Halbheit sein , wenn wir mit Ergän¬
zungsprüfungen nur bezüglich der Juristen operieren
wollten. Es ist das logischere und wir werden schließlich
durch die Macht der Tatsachen Wohl dazu genötigt wer¬
den , den Standpunkt einzunehmen, die Berechtigungen
allgemein freizugeben. Wenn 'es bisher nicht geschehen
ist , so ergeben sich die Gründe aus der von mir verlesenen
Erklärung . Die Unterrichtsverwaltung ist aber keines¬
wegs vollkommen untätig geblieben, sondern sie ist mit
den übrigen Ministerien ins Benehmen getreten , und es
hat eine Konferenz von Vertretern der Ministerien unter
Beizug von Beamten des Oberschulrates und von Pro¬
fessoren der Hochschulen stattgefunden , und in dieser ist
überwiegend die Meinung dahin gegangen , daß die Zeit
noch nicht gekommen sei , die Berechtigungen der Real¬
mittelschulen nach den Wünschen dieses Hohen Hauses zu
erweitern . Es ist in der Konferenz insbesondere zutage
getreten , daß überwiegend die Meinung dahin ging , es
sei nicht empfehlenswert, die Erwerbung gewisser fach¬
licher Vorkenntnisse, die für ein Studium notwendig sind ,
auf die Hochschule zu verlegen . Es hat dies bezüglich des
höheren Lehrfachs in der neuen Prüfungsordnung dazu
geführt , die Berechtigungen in gleicher Weise wie bisher
abzustufen, und insbesondere für die Altphilologen die
humanistische Vorbildung zu verlangen . — Es hat sich
in jener Konferenz gezeigt, daß die Meinungen noch kei¬
neswegs so weit übereinstimmen, daß die Regierung sich ,
entschließen könnte , nunmehr jetzt schon so vorzugehen ,
wie es in Preußen geschehen ist . — Der Herr Bericht¬
erstatter hat darauf hingewiesen, es werde schon die neue
Regelung der Prüfungen für die Staatstechniker dazu
führen müssen , die Oberrealschulabiturienten zu denselben
zuzulassen . Es ist dies insofern richtig, als ja ein Teil der
staatlichen Prüfungen verbunden werden soll mit den
Prüfungen an der Technischen Hochschule, und die Schluß¬
prüfung eine ausschließlich staatliche sein soll . Das ist
einer der Gründe , wegen deren die Unterrichtsverwaltung
darauf gedrungen hat , den Staatstechnikern die Lauf¬
bahn durch die Oberrealschulen zu eröffnen . Die Unter¬
richtsverwaltung ist mit ihren Anträgen nicht durchge¬
drungen , und das Hohe Haus weiß , daß die betreffenden
Beamten selbst sich gegen eine Neuerung gewehrt haben .
Die Unterrichtsverwaltung wird aber die Frage unaus¬
gesetzt im Auge behalten, und es wird Wohl, wie ich schon
sagte , das schließliche Ergebnis sein , daß auch Baden spä¬
ter dem Beispiel Preußens folgen wird .

Eine Frage aber , welche der Herr Berichterstatter gar
nicht berührt hat , darf nicht außer acht gelassen werden ,
nämlich die , in welcher Weise die notwendigen Vorkennt¬
nisse für gewisse Berufsarten nachgeholt werden sollen .
Es ist in Preußen der Versuch gemacht worden , die Er¬
werbung dieser Vorkenntnisse auf der Universität zu ver¬
legen. Wenn diese Einrichtung sich bewährt , dann wird
nach Ansicht der Regierung der Zeitpunkt gekommen sein ,
-einer Lösung der Frage auch für Baden näher zu treten .
Es liegt aber in dieser Richtung noch kein genügendes
Material vor , da die Einrichtung in Preußen erst vor
wenigen Jahren getroffen worden ist , und überhaupt noch
keine Realschulabiturienten dort eine juristische Staats¬
prüfung gemacht haben . Eine Erklärung kann ich aber
namens der Regierung abgeben : es sind nicht Gesinnun¬
gen des mangelnden Wohlwollens oder stiefmütterliche
Gesinnung gegen die Realmittelschulen, mit der die Re¬

gierung diese Frage beurteilt , es handelt sich vielmehr um
die allmähliche geschichtliche Entwicklung einer Frage , in
welche jetzt schon einzugreifen, die Regierung keinen An¬
laß zu haben glaubt . Die Unterrichtsverwaltung be¬
trachtet alle Mittelschulen als gleichwertig , aber diese all¬
gemeine Gleichwertigkeit verbürgt nicht auch die Gleich¬
wertigkeit bezüglich der Vorbildung zu allen einzelnen
Berufen . Daß das bisherige Verhalten der Regierung
für die Oberrealschulen von keinem nachteiligen Einfluß
war , das beweist die Tatsache , daß die Oberrealschulen an
Schülerzahl die Gymnasien überflügelt haben, obwohl
ihnen eine Reihe von Berechtigungen fehlen. Dabei ist
freilich zu berücksichtigen, daß die Oberrealschulen schon
jetzt eine Reihe von Berechtigungen besitzen, so insbeson¬
dere auch die für die Offizierslaufbahn .

Ich komme zum Schluß . Ich kann wiederholt ver¬
sichern , daß die Unterrichtsverwaltung nicht etwa par¬
teiisch auf Seiten der humanistischen Gymnasien steht ; sie
wird die Entwicklung der Frage in anderen Staaten ver¬
folgen, ist aber in Uebereinstimmung mit anderen Mini -
steriey der Ansicht, daß der Zeitpunkt zur Lösung der
Fragen noch nicht gekommen , vielmehr geboten sei , mit
Vorsicht vorzugehen, und weitere Erfahrungen abzu¬
warten .

Die allgemeine Beratung wird eröffnet .

Abg . Hergt : Ich möchte, dem Beispiel des Berichter¬
statters folgend, nicht noch einmal auf alle Gründe und
Darlegungen für und Wider , welche in dieser Frage schon
gesprochen , geschrieben und gedruckt worden sind , ein-
gehen , umsomehr, als die Erklärung des Herrn Ministers
die gegenwärtige Situation vollständig geklärt hat . Ich
will nur darauf Hinweisen , daß der Vergleich der Ver¬
handlung in vorliegender Frage mit derjenigen über die
Verfassungsreform , den der Herr Berichterstatter gezogen
hat , nicht zutrifft , denn dort handelt es sich um Wünsche
und Beschlüsse auf Grund einer allgemeinen Ueberein¬
stimmung , in dieser Frage aber ist eine solche Ueberein¬
stimmung eben nicht vorhanden, denn diejenigen , welche
es in erster Linie betrifft , widersprechen .

Ich möchte das Haus bitten , auf die Meinung der tech¬
nischen Staatsbeamten Rücksicht zu nehmen. Die Gründe ,
welche diese veranlaßten , auch jetzt Bedenken dagegen zu
erheben, daß die technischen Staatsbeamten auf der Ober¬
realschule ihre Vorbildung erhalten sollen, sind in der
Petition zusammengefaßt. Wir legen vor allem großen
Wert darauf,, daß die Staatsbeamten eine gleichmäßige
Vorbildung haben. Wenn über den Bildungsgang ande¬
rer Berufsarten verhandelt worden ist, hat man immer
auf die Ansicht der Beteiligten ein großes Gewicht gelegt ,
z . B . bei den Lehrern und bei den Förstern . Ich glaube ,
wenn es sich um die Vorbildung der Philologen handelt ,
werden auch diese verlangen , gehört zu werden , und gar
erst bei den Juristen wird es sicher als sebstverständlich ge¬
halten , daß eine Aenderung bezüglich ihrer Vorbildung
ohne ihr Einverständnis nicht eintreten kann . Ich meine ,
dasselbe Recht sollte man auch den technischen Staatsbe¬
amten zuerkennen .

Der Berichterstatter steht auf dem Standpunkt , daß für
die Staatstechniker die Oberrealschulvorbildung so gut
ist wie die Gymnasialvorbildung . (Abg . Or . Heim -
burger : Besser !) Also sogar besser ! Nun , darüber
läßt sich streiten, und wir werden uns gegenseitig auch
bei der längsten Dauer des Streites nicht überzeugen .
Die technischen Staatsbeamten sind jedenfalls anderer
Meinung , und darauf sollte man Rücksicht nehmen . In
ihrer Vorstelung wird darauf hingewiesen, daß der
Techniker sich während seines Fachstudiums ausschließlich



zu beschäftigen habe mit Mathematik , Naturwissenschaften
und den technischen Spezialfächern , und wenn er nun an
der Oberrealschule seine allgemeine Vorbildung in der¬
selben Richtung erhalten hat , so werde es ihm auf der
Hochschule erschwert sein , seine allgemeine Bildung in er¬
wünschter Weise zu erweitern . Ganz anders verhält es
sich bezüglich der Schüler der Gymnasien , welche von da
eine humanistische Vorbildung mitbringen , welche ihren
Fachstudien kein Hindernis bereitet , ihnen aber gegenüber
den Oberrealschulabiturienten einen Vorsprung gibt . Die
Frage ist übrigens nicht allein eine persönliche für die
technischen Staatsbeamten , sondern auch eine Frage des
dienstlichen Interesses . Bisher waren die oberen Dienst
behörden allgemein der Ansicht , daß es sehr wünschens¬
wert sei, wenn auch die technischen Staatsbeamten eine
gleichartige Vorbildung erhalten , wie die übrigen Staats¬
beamten, und daß gerade die Gymnasialvorbildung sie
für den technischen Verwaltungsdienst ausgezeichnet
eigne. Ich bezweifle , ob dasselbe auch der Fall sein wird ,
wenn die Oberrealschulverwaltung künftig fiir zulässig er¬
achtet wird . ( Abg . Or . Heimburger : Aus Grund
welcher Tatsachen?) Aut Grund ihrer dienstlichen Er¬
fahrungen . (Abg . vr . Heimbnrger : Sie haben ja
noch gar keine !) Allerdings haben sie solche . — Aus die¬
sem Grunde sind die technischen Staatsbeamten in erster
Linie dafür , daß inan es bei der bisherigen Ausbildung ,
belassen solle , u . sie werden deshalb die Erklärung , die wir
vorhin vom Herrn Minister gehört haben , mit Genugtuung
vernehmen . Aendern sich allerdings die Verhältnisse so ,
daß man jede Ausnahmebestimmung fallen lassen will ,
dann besteht auch für die technischen Staatsbeamten kein
Recht mehr , eine Ausnahmestellung für sich zu bean¬
spruchen .

Unter diesen Verhältnissen werden Sie es verständ¬
lich finden , wenn ich nicht für den Antrag Obkircher stim¬
men , dagegen dem Eventualantrag der Kommission zu¬
stimmen kann.

Abg . Bihler : Ueber die Berechtigung der Realschulen
habe ich schon anläßlich der Mittelschuldebatte gesprochen .
Noch einmal darüber zu sprechen , darauf könnte ich nach
den vorzüglichen Auseinandersetzungen des Herrn Mini¬
sters verzichten . Ich würde auch der löblichen Gewohn¬
heit des Hauses , nicht zu wiederholen , gerne folgen, wenn
nicht die Gegenvorstellung der Techniker zu einer Erneue
rung heraussorderte . Wenn anerkannt wird , daß den
realistischen Fächern ähnliche oder gleiche Berechtigungen
zuzuerteilen sind wie den humanistischen , so befürchte ich .
daß die Führer und Leiter der Bewegung als letztes Ziel
die vollständige Verdrängung der alten Sprachen aus den
Mittelschulen im Auge haben . Ich bedaure das im In -
teresse der Befähigung unserer Beamten für historische
Forschung, die ohne gründliche Kenntnis des Lateinischen
nicht erreicht werden kann . Ich fordere , daß die Ober
realschulen und die höheren Bürgerschulen grundsätzlich
getrennt werden . Die Oberrealschulen müssen von unten
heraus unter dein Gesichtspunkt der Vorbereitung für
das Hochschulstudium aufgebaut werden , nicht wie jetzt
unter dem Gesichtspunkt der Vorbereitung für das Ge
werbe. Ferner dürfen an den Gymnasien nur solche Leh¬
rer angestellt werden , die ihre Vorbildung auf dem Gym¬
nasium erhalten haben . Auf den früheren Einwurs mei¬
nes lieben Freundes Heiniburger , dann werde mancher be¬
gabte Kopf vom Studium fern gehalten werden, erwidere
ich erstens , daß nicht alle Köpfe, die für das Studium ge
eignet wären , auch dazu kommen müssen , daß intelligente
Leute vielmehr in den meisten Lebensstellungen wohl an¬
gebracht sind ; zweitens , daß begabte Knaben den Ueber-
gaug von der höheren Bürgerschule zur Oberrealfchulc

leicht finden werden , daß es aber nicht gut ist , wenn
Unbegabte durch das Verlangsamen des Unterrichtsganges
zu Hochschulstudien gedrängt werden , vielleicht bloß um
die oberen Klassen zu füllen.

Ich bedaure ferner , daß die Realschulen, statt auf den
formalen Bildungswert des Studiums der fremden
Sprachen den Hauptwert zu legen, die imitative Methode
sich angeeignet haben, die an das Gedächtnis höhere An¬
forderungen stellt , als an das Erkenntnisvermögen .

Nach dem Antrag Obkircher soll der Oberrealschule das

Reifezeugnis für die Rechtswissenschaft unter der Bedin¬

gung eines vor Beginn des Studiums zu erbringenden
Nachweises hinreichender Kenntnisse im Latein erteilt
werden, ferner das Reifezeugnis für das höhere Lehrfach
ohne Einschränkung, für das Hochbau - , Bauingenieur -
und Maschinenbaufach, endlich für das Forst - u . Bergfach.
Ta frägt man sich init Recht , warum sollen die Juristen
allein diesen Nachweis erbringen ?

Wenn der Grund darin zu suchen wäre , daß die latei¬
nische Sprache , wie die Herren Techniker sagen , ein be¬
sonders geeignetes Mittel zur formalen Schulung des
jugendlichen Geistes und damit eines der besten Bildungs¬
mittel überhaupt ist , so wäre man zur Annahme berech¬
tigt , daß künftig die Juristen allein ohne Unterschied als
erstklassig Gebildete unter allen Musensöhnen glänzen ,
daß sie , um mich aus ein Emblem des 18 . Jahrhunderts
zu beziehen , in Zukunft allein das Recht haben sollen , den
Schläger an der Seite zu führen . Dagegen machen die
Techniker niit Recht geltend, daß im Interesse eines er
sprießlichen Zusammenarbeitens aller im staatlichen Ver¬
waltungsfach stehenden Beamten eine möglichst gleich¬
artige , jedenfalls gleichwertige Vorbildung zu wünschen
sei . Diese Bevorzugung kann der Grund nicht sein , viel¬
mehr geht durch unsere Zeit ein mächtiger Geist der Gleich¬
machung auch auf geistigen ! Gebiete. Die Sozialdemo¬
kraten verlangen die Einheitsschule, damit alle ohne Rück¬
sicht auf Begabung und Lebenszweck gleich viel oder gleich
wenig lernen . Die Volksschullehrer wollen akademische
Vorbildung , um ihre Sachen mit inehr Vertiefung zu leh¬
ren und eventuell Kreisschulräte zu werden . Tie Stu¬
dierenden dagegen sollen in der bisher als Grundbedin¬
gung verlangten Vorbildung beschnitten werden. Dieser
Geist der Gleichmachung beherrscht auch die Antragsteller .
Aber die Juristen müssen das corpus jnrw im Urtext
lesen können . Was sagt man dem gegenüber dazu , daß
den Oberrealschulen die Berechtigung für das höhere Lehr¬
fach ohne Einschränkung gegeben werden soll ? Ist das
nicht ein Beweis dafür , daß man als Endziel im Auge
hat , unsere alten Sprachen von den Mittelschulen zu ver¬
drängen ? Wenn irgend ein Fach , so kann das Philo¬
logische Studium der Grundlage gründlichster Kenntnis
der lateinischen Sprache nicht entbehren . Wenn man aber
meint , man könne hinreichende Kenntnisse im Lateinischen
sich so leichthin nebenbei erwerben , dann täuscht man sich
über den Wert u . über die Schwierigkeiten dieser Sprache .
Der Geist der Gleichmachung ist auch an mir nicht spurlos
vorübergegangen . Aber weil er so viele Unebenheiten
in der allgemeinen Vorbildung schaffen will , kann ich dem
Antrag der Abgg. Obkircher und Genossen nicht zu¬
stimmen .

Abg . Or . Goldschnitt : Ich will nicht die einschlägigen
Fragen hier in Breite erörtern , sondern mich nur aus

. einige kurze Erklärungen beschränken . Von vornherein
bemerken will ich , daß ich in der Kommission dem Antrag
auf volle Gleichberechtigung aller drei Schulen zuge
stimmt habe .

Die Erklärung , die die Regierung zu dem Antrag ab
gegeben hat , ist ja für das Geschick des Antrags nickt sehr
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verheißungsvoll , jedoch habe ich den Eindruck gehabt, daß
die Meinung , die der Herr Unterrichtsminister persön¬
lich über die vorliegende Frage hegt, doch dem Antrag in
gewisser Beziehung entgegenkommt. Es läßt sich aller¬
dings nicht leugnen , daß Bedenken gegen die Einführung
der Gleichberechtigung vorhanden sind . Man kann sagen
— und dem ist schwer zu widersprechen — , daß der Zu¬
gang zu den gelehrten Berufen eigentlich schon jetzt ein
ungesunder geworden ist , und daß dieser Zustand durch
Erleichterung des Zugangs nur noch verschlimmert wer-
den würde . Zum andern kommt in Betracht , daß wir
nicht ein so festgefügtes altes Nationalitätsbewußtsein
haben wie die anderen Nationen . Es sind noch so viele
Trennungspunkte landsmannschaftlicher, konfessioneller
Natur vorhanden . Unter diesen Verhältnissen war ge¬
rade für Akademischgebildete die gemeinsame Grundlage
von großer Bedeutung , nämlich die humanistische Vorbil¬
dung.

Wenn ich trotz dieser Bedenken dem Anträge zustimme,
so geschieht es deshalb , weil sich einerseits die Verhältnisse
so gestaltet haben , daß ein längerer Widerstand gegen den
Antrag unhaltbar erscheint , zum andern aber namentlich
deshalb , weil der größte Bundesstaat in dieser Frage uns
bereits vorangegangen ist , und wir uns auf die Dauer
nicht zurückhalten können.

Wenn die Tendenz des Antrags allerdings dahin ginge,
das Lateinische und das Griechische ganz aus den Mittel¬
schulen zu verdrängen , dann würde ich niemals diesem
Antrag meine Zustimmung geben . Ich weiß zwar , daß
diese Tendenz bei manchen , die draußen auf seiten des
Antrags stehen , vorhanden ist , aber ich glaube doch nicht ,
daß die Gebildeten der deutschen Nation sich das Kultur¬
element der alten Sprachen nehmen lassen würden . Es
würde dadurch eine so große Lücke entstehen, daß wir
wirklich Grund genug haben , davor zurückzuschrecken.

Ein Punkt , der vor allem für die Reform auf diesem
Gebiete spricht , sind die unhaltbaren Zustände , wie sie
gegenwärtig bestehen . Der Berichterstatter hat bereits
schon hierauf hingewiesen. Zur Beleuchtung der ver^
schiedenartigen Gestaltung möchte ich nur ein Beispiel an¬
führen : Der preußische Realschulabiturient wird an der
Universität Leipzig rite in der rechtswissenschaftlichen Fa¬
kultät Leipzig immatrikuliert , während der sächsische
Realschulabiturient selbst ausgeschlossen ist . Der hessische
Realgymnasiast kann in Gießen nicht immatrikuliert wer¬
den , ziehen aber die Eltern nach Marburg und werden
Preußen , so wird der Sohn in Hessen immatrikuliert .
Das sind doch wirklich Zustände , die an die glücklichen
Dinge des alten römischen Reiches erinnern , und die man
doch wirklich nicht mehr länger beibehalten sollte . Nach¬
dem man theoretisch die Gleichwertigkeit der Vorbildung
auf verschiedenen Anstalten anerkannt hat , muß man auch
die Gleichberechtigung in der Praxis durchführen.

Der Abg . Hergt hat darauf hingewiesen, daß , wenn die
Techniker auf den Realschulen ausgebildet würden , sie
dann denselben Fächern, denen sie auf der Hochschule ob¬
liegen, in einseitiger Weise zugewendet würden . Eine
solche Einseitigkeit ist ja allerdings nicht gut , aber ich
möchte doch darauf Hinweisen , daß auch auf den Real¬
schulen nicht bloß realistische Lehrgegenstände gepflegt
werden. Man hat doch auch dort allgemein bildende
Fächer, wie Geschichte, Naturwissenschaft und Sprach¬
wissenschaft. Eine gewisse Einseitigkeit hat ja schließlich
jedes Fachstudium. Die größte Einseitigkeit hat man ja
bisher meinen Standesgenossen zugesprochen , jetzt sollen
wir den Vorzug an die Techniker abgeben.

Ich meine, man sollte nun jetzt und nicht in ferner Zu¬
kunft den drei Schulgattungen freie Bahn eröffnen , da¬

mit sie im freien Wettbewerb einen Ansporn finden , ihren
Zöglingen das beste zu vermitteln . Für mich war gerade
entscheidend mein Interesse für das humanistische Gym¬
nasium . Ich verkenne nicht , daß das moderne Leben zu

- vielgestaltig geworden ist , als daß eine einzige Schulgat¬
tung in alle Zweige einführen könnte . Die Mittelschule
hat den Zweck , das geistige Rüstzeug zu verschaffen . Das
kann auf verschiedenem Wege erreicht werden . Wir im
Gymnasium wollen festhalten an der humanistischen Vor¬
bildung und das Gymnasium auf seiner bisherigen Höhe
erhalten wissen . Dazu ist aber auch erforderlich, daß man
dem Gymnasium nicht immer wieder neue Zweige des
Wissens aufbürdet , vielmehr ist es ein Grundbedürfnis
für das Gymnasium , ihm als Grundbeschäftigung das
klassische Altertum zu erhalten . Freie Bahn also für alle
Schulgattungen . In diesem Sinne werde ich dem An¬
trag meine Zustimmung geben .

Abg . Süßkind : Wir sind nach reiflicher Erwägung dazu
gekommen , dem Antrag der Kommission zuzustimmen . Ich
mutz mich nur mit einigen Bemerkungen gegen den Abg.
Hergt wenden. Er hat behauptet, die Schüler des Gym¬
nasiums seien mehr für das Ideelle , die Realschüler mehr
für das Materielle . Wer so etwas behaupten will , sollte
doch auch den Beweis dafür antreten . Nach den Erfah¬
rungen , die ich gemacht habe, möchte ich fast das Gegen¬
teil behaupten. Manche Diplomingenieure leisten viel
mehr als Staatsingenieure , und es ist deshalb gar nicht
gerechtfertigt, sie deswegen zurückzudrängen, weil sie nur
in der Jugend versäumt haben, das Gymnasium zu be¬
suchen. In Mannheim hat man neulich erlebt , daß man
einen Ingenieur , der ganz Bedeutendes geleistet hat , nur
deshalb vom städtischen Dienst zurückweisen mutzte , weil
er Gymnasialvorbildung nicht besaß , und daher bei sei¬
ner Aufnahme das gute Einvernehmen mit der staatlichen
Behörde hätte gestört werden können.

Wir haben vom Professor Bihler gehört , das Endziel
sei ihm zu stark . Wenn ihm dieses Endziel schon zu stark
ist, wie wird er sich dann zu dem andern Endziel ver¬
halten ? Professor Bihler hat die Einheitsschule gerade
umgekehrt aufgefaßt , als wir sie verstanden wissen wollen .
Der Zweck der Einheitsschule ist der , Schüler der armen
Leute, die genügende Befähigung dazu haben , den Ge¬
lehrtenschulen zuführen zu können , und Schüler reicher
Leute, die dumm sind , davon auszuschließen. Ich will
den Standpunkt , der ja nach den Ausführungen bei der
Volksschuldebatte genügend im Hause bekannt ist , nicht
wiederholen. Gerade durch die Einheitsschule soll ver¬
hindert werden, daß die Kinder , die kein großes Kapital
an Geist haben, den höheren Schulen als Ballast ange¬
hängt werden ; denn für die Mittelschulen liegt der Haupt¬
ballast darin , daß ein großer Teil der Schüler durchge¬
paukt werden muß , um das Einjährigenzeugnis zu be¬
kommen . Wir schließen uns dem Antrag der Kommission
an .

Abg . Benedey : Ich stehe durchaus auf dem Boden des
Antrags und seiner Begründung durch den Herrn Bericht¬
erstatter. Ich will mich nur gegen einzelne Ausführungen
des Herrn Ministers und der Vorredner wenden . Der
Abg . Bihler hat die Ausführungen des Herrn Ministers
als „ vorzüglich

"
zensiert . Jch bedaure, mich diesem Urteil

nicht anschließen zu können . Der Herr Minister ist ja
bezüglich der Form stets durchaus coulänt und insofern
trifft das Urteil zu , bezüglich des Inhalts aber trifft es
nicht zu . Der Herr Minister hat sich auf einen vollständig
ablehnenden Standpunkt gestellt und gesagt, es könne das
Ministerium des Innern sich nicht entschließen, bezüglich
der technischen Beamten die Vorbildung auf der Oberreal¬
schule zuzulassen . Das Hauptbedenken bestehe darin , daß

c



die Oberrealschulabiturienten auch nicht zum juristischen
Studium zugelassen seien. Zu diesem könne man sie aber
nicht zulassen , weil dazu das Lateinische erforderlich sei ,
also könne man sie auch nicht als Staatstechniker zulassen.
In diesem oiroulus vitiosus bewegt sich nun die Regierung
seit ca . 15 Jahren herum . Der Herr Minister hätte viel
zutreffender und prägnanter gesprochen, wenn er gesagt
hätte , die Sache bleibt so , wie sie ist . Ich bedaure , daß
man diese Haltung einnimmt , und ich halte den Einwand
nicht für durchschlagend, daß , so lange nicht die Juristen
aus der Oberrealschule hervorgehen könnten , dies auch
bezüglich der staatlichen Techniker unmöglich sei . Ich stehe
auf dem Standpunkt , daß auch die Juristen sehr wohl aus
der Oberrealschule hervorgehen könnten . Man sollte über¬
haupt nicht darnach fragen , auf welche Weise jemand seine
Kenntnisse erworben hat , man soll ihn einfach prüfen , ob
er sie hat . Ich möchte nebenbei bezweifeln ,
ob der lateinische Unterricht sq absolut nötig ist für die
eingehenden Studien im oorxus juris welche angeblich
die Mehrzahl der Studenten heutzutage macht . Man
sollte einfach im Staatsexamen prüfen , ob die nötigen
Kenntnisse dazu vorhanden sind ; fehlen sie , so muß eben
eine schlechte Note in diesem Fache erteilt werden . Ich
bestreite überhaupt , daß die Ghmnasialabiturienten heut¬
zutage noch eine so gründliche und gediegene Kenntnis
der alten Sprachen bekommen , daß sie in das Lateinische
und Griechische so eindringen können , wie es wünschens¬
wert wäre , wenn sie etwas dauerndes für das Leben be¬
halten sollen . Man ergeht sich darin viel in Phrasen ,
in einer starken Ueberschätzung dieser sogenannten huma¬
nistischen Bildung . Es wird unter den jungen Leuten
vom Gymnasium nur noch wenige geben , die einen la¬
teinischen oder griechischen Schriftsteller ohne gründliche
Vorbereitung vom Blatt übersetzen können . Das war
etwas anderes zu einer Zeit , wo die lateinische Sprache
Umgangssprache aller Gebildeten war , wo die Lehrer
selber lateinisch sprachen , dachten und womöglich träumten ,
und die Schüler einzeln durch ihren Haushofmeister oder
in kleineren Klaffen von 10 — 20 Mann für die Uni¬
versität vorbereitet wurden . Der Herr Minister hat
gesagt , die Regierung behandle die Oberrealschule keines¬
wegs stiefmütterlich , die Mittelschulen seien in der Theorie
gleich . Allerdings in der Theorie , aber in der Praxis
kommt es darauf hinaus , daß das Gymnasium alle Be¬
rechtigungen hat , und die Oberrealschule sehr wenige , und
so kommt es , daß viele in das Gymnasium , weil dies die
weitestgehenden Berechtigungen hat , hineingedrängt werden ,
welche besser auf eine andere Schule kämen und so das
Gymnasium als Ballast beschweren und an der Erreichung
seiner Aufgaben hindern . Wenn der Herr Minister ge¬
sagt hat , die Blüte der Oberrealschule sei trotz der
Haltung der Regierung nicht zurückgegangen , so ist das
der beste Beweis dafür , wie sehr diese Neuschaffung in
den Bedürfnissen der Zeit begründet war , wenn sie trotz
dieser stiefmütterlichen Behandlung blüht und gedeiht .

Der Abg . Hergt hat den Standpunkt der technischen
Staatsbeamten und ihre nach meiner Ansicht unverständ¬
liche Opposition gegen die Erweiterung der Berechtigung
der Oberrealschule für die technischen Staatsstellen ver¬
treten . Ich muß sagen , es ist mir unbegreiflich , wie
man uns ernstlich vortragen kann , für einen technischen
Beamten oder für einen Forstmann sei das Lateinische
und Griechische wichtiger als Mathematik , Naturwissen¬
schaften und moderne Sprachen . Zu was braucht ein
Förster Latein ? Das Jägerlatein wird er ohnedies
lernen . (Heiterkeit .) Die Ausführungen des Abg . Hergt
treffen zur Zeit übrigens gar nicht zu , denn sehr viele
seiner Kollegen haben keine vollständige Ghmnasialvor -
bildung gehabt , es hätte also eine große Zahl seiner
Kollegen eine nach seiner Ansicht unrichtige Vorbildung .

Wenn man wirklich auf klassische Bildung Wert legt
und von klassischer und humanistischer Bildung spricht,
dann ist das Griechische viel wichtiger als das Lateinische ,
denn das Lateinische fußt auf dem Griechischen und ver¬
hält sich zu diesem nach einem Bilde , das ich kürzlich in
einer Zeitung las , wie ein Nebenregenbogen zum eigent¬
lichen Regenbogen . Dann müßte man aber auch dem
Realgymnasium die Berechtigung versagen . Eine große
Anzahl der Kollegen des Abg . Hergt hat aber nicht
einmal die Vorbildung eines vollständigen Realgymnasiums .
Ich weiß aus meinen früheren Berichten , die ich über das
vorliegende Gebiet als Mitglied der Petitionskommission
gemacht habe , daß für die staatlichen Techniker früher die
Vorbildung vielfach die war , daß die Leute ein sog .
Pädagogium oder eine Bürgerschule mit fünf Klassen
besuchten und dann auf einer Art Vorschule zum Poly¬
technikum noch in Mathematik und andern Fächern Aus¬
bildung erhielten .

Gerade Leute von wiffenschaftlichnnternationalem Ruf
z . B - Geh . Rat Honsell , haben kein Gymnasium , sondern
das Pädagogium besucht. (Abg . Hergt : Das beweist
nichts !) Und was die Forstleute aulangt , so brauchten
sie bis vor kurzem nur die Obersekunda zu absolvieren ;
man wird deshalb nicht sagen können , daß sie nichts
geleistet hätten , daß sie keine tüchtigen Forstleute gewesen
seien . Namen wie Honsell und Krutina beweisen , daß
man zum Techniker oder Forstmann eben nicht unum¬
gänglich neun Jahre Lateinisch braucht . Die Sache ist
einfach eine Standesfrage . Die Juristen gelten einmal ,
ob mit Recht oder Unrecht kann dahin gestellt bleiben ,
als die „ patenteste "

Fakultät . So lange sie nicht auch
aus den Oberrealschulen hervorgehen können , so lange
klebt diesen in den Augen gewisser mit Vorurteilen be¬
hafteter Leute der Stempel der Minderwertigkeit an .
Deshalb fürchten die Techniker , man könnte sie einmal
darum ansehen , weil sie nicht auf derselben Mittelschule
ihre Vorbildung genossen haben , wie der Herr Amts¬
richter oder der Herr Amtmann . Das ist ein ziemlich
kleinlicher Standpunkt . Nach und nach sollten die Menschen
so klug werden und sich sagen , zur allgemeinen Bildung
im Sinne unserer Zeit gehört Kenntnis moderner Sprachen ,
das Verständnis für die Naturwissenschaft und für die
Geschichte viel mehr , als wenn man mit Ach und Krach
unter Benützung von allen möglichen Lexika und Esels¬
brücken den Wortlaut der griechischen und lateinischen
Klassiker zusammenstoppeln kann , ohne vielleicht ihren
inneren Gehalt verstanden zu haben . Ich bin auch da¬
mit einverstanden , daß man nicht für die Juristen eine
Ausnahme macht , sondern alle Mittelschulen als gleich¬
berechtigt erklärt . Ich hoffe, daß es noch dahin kommt .

Der Abg . Bihler hat nun von dem Geist der Gleich¬
machung gesprochen. Ich glaube , er hat da ein schlechtes
Argument gewählt , davon kann man nicht reden , wenn
man jetzt die drei Anstalten für gleichberechtigt erklären
will , vielmehr , wenn man das Gymnasium als die einzig
berechtigte Anstalt ansieht und auf diese Weise Leute mit
verschiedener Veranlagung zur absolut gleichen Vorbildung
zwingt .

Zum Schluffe kann ich nur nochmals bedauern , daß
die Großh . Regierung in dieser Frage nicht mehr Ent¬
gegenkommen gezeigt hat . Ich bedaure das einmal aus
inneren Gründen , weil die Begründung der Stellung der
Großh . Regierung nicht stichhaltig ist . Ich bedaure es
aber namentlich deshalb , weil , obwohl wir von Landtag
zu Landtag , jedesmal mit steigender Mehrheit , denselben
Beschluß fassen , die Großh . Regierung nichts tut . Wir
kommen doch nicht hierher , um bloße Redeübungen abzu¬
halten , sondern um etwas zu erreichen . Wir können
nach der Stellung des Hauses und nach dem Grundsatz ,
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daß die Regierung sich im Einklang halten müsse mit
der einhelligen Meinung der Volksvertretung , verlangen ,
drß sie uns entgegenkommt. Das ist nachgerade ein un¬
würdiger Zustand , wenn wir immer und immer wieder
unsere Deklamationen wiederholen , und . die Regierung
macht , was sic will . Das würde uns schließlich dazu
zwingen , die Konsequenzen durch Strich einzelner Budget¬
posten zu ziehe » . Ich muß Einjpiuch dagegen erheben,
daß man uns in dieser Weise geradezu als guantüts
nogliZeablo behandelt.

Abg . Kopf : Das Haus hat allerdings früher schon mit
großer Mehrheit Beschlüsse im Sinne der Anträge ge¬
faßt . Deshalb bin ich mir auch wühl bewußt , daß es eine
undankbare Sache ist , nun gegen den Strom zu schwim¬
men. Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Frage glaube
ich aber trotzdem meine Ueberzeugung dahin aussprechen
zu sollen , daß ich weder dem Antrag Obkircher und Ge¬
nossen , noch dem Kommissionsantrag zustimmen kann . Ich
bin im Gegenteil der Meinung , daß gegenüber dem An¬
sturm dieser neuen Bewegung Vorsicht am Platze ist , und
daß die Regierung gut daran getan hat , daß sie dem
Drängen nach Neuerungen bisher noch wenig nachgegebeu
hat . Wenn nicht mit der mancherorts gewünschten
Schnelligkeit vorgegaugen wird , so ist das gar nicht so
schlimm , denn die Sache ist noch gar nicht spruchreif.
Allerdings ist ja eine Kalamität insofern vorhanden , als
Preußen im Jahre 1892 außerordentlich radikal vorge¬
gangen ist . Jni Anschluß daran hat sich dann eine Be¬
wegung gebildet, namentlich in den größeren Städten ,
um die siebenklassigen Realschulen in neunklassige umzu¬
wandeln . (Abg . vr . Wilckens : Auf Drängen der Re¬
gierung !) Nachdem diese neunklassigen Oberrealschulen
da waren , hat man dann nach Berechtigungen für sie ge¬
sucht ; statt daß man zuerst ein Bedürfnis nachgewiesen
und den neuen Schulen Berechtigungen gesichert und daun
die Schulen gegründet hat , hat man zunächst das letztere
getan und erst dann Berechtigungen für die Abitu¬
rienten dieser Schulen zu erlangen gesucht . Diese durch
Preußens einseitiges Vorgehen erwachsene Disharmonie
zwischen verschiedenen Staaten kann indessen nicht ent¬
scheidend sein . Preußen ist ja allerdings der größte
Staat , aber kein einziger der anderen deutschen Staaten
ist seinen : Beispiel in vollem Umfang gefolgt . Auch in
Preußen kann wieder einmal ein Umschwung eintreten .
Der Gedanke ist ja ganz gesund und auch erklärlich, daß
man gegenüber dem rein humanistischen Gymnasium dazu
übergehen wollte, den Bedürfnissen der modernen Zeit
mehr als bisher Rechnung zu tragen . Man hat deshalb
die Realgymnasien geschaffen und hier die Kenntnis der
lateinischen Sprache mit der Kenntnis der mehr modernen
Wissenszweige verbinden wollen. Ich bedaure nun aber
sehr , daß man nicht an dem Prinzip des Realgymnasiums
festgehalteu und dasselbe besser ausgebaut hat . Denn
wir dürfen nicht verkennen , daß die römische Kultur bis
in unsere Zeit hinein ragt . Unsere moderne Kultur ist
aufgebaut auf der römischen . Bis vor 150 Jahren sind
überhaupt die meisten wissenschaftlichen Werke in lateini¬
scher Sprache geschrieben worden . Noch heute begegnen
wir tagtäglich in Zeitungen , in Büchern und Reden
lateinischen Zitaten . Wenn Sie vor älteren Denkmälern
stehen , so lesen Sie lateinische Inschriften . Die lateini¬
sche Sprache begegnet uns ans Schritt und Tritt . Etwas
Kenntnis der lateinischen Sprache ist einfach notwendig
für einen Mann , der das Bewußtsein haben will , daß er
in jeder Hinsicht so durchgebildet ist , wie man es nach
neunjährigem Besuch einer Mittelschule wünschen muß .
Diesem Umstand müßte man Rechnung tragen und im
Prinzip daran festhalten, daß der Staat für alle seine
akademisch gebildeten Beamten mindestens etwas Latein
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verlangen muß , schon mit Rücksicht auf unsere historische
Entwicklung. Ich stehe auch nicht auf dem Standpunkt ,
daß unser Gymnasiallehrplan unabänderlich ist , daß er
nicht dem modernen Bedürfnis noch etwas niehr Rechnung
tragen kann . Die Gymnasialvorbildung hat auch sicherlich
keine ungenügenden Resultate gezeitigt, es darf nicht ver¬
gessen werden , daß aus dem Gymnasium alle diejenige ::
Männer hervorgegangen sind , die in Deutschlands größ
ter Zeit die Verhältnisse geschaffen haben. Wir haben
in Politischer und technischer Hinsicht große Fortschritte
gemacht , und die hierbei bahnbrechenden Männer sind alle
aus dem humanistischen Gymnasium hervorgegangen .
Dieses scheint sich also nicht so schlecht bewährt zu haben.
Man darf deshalb auch hier nicht zu radikal Vorgehen .
Das würde man aber , wenn man der Oberrealschule für
jedes beliebige Fach die Berechtigung geben würde . Schon
Praktisch ist das außerordentlich schwer durchführbar , und
auch der Antrag Obkircher scheint zu verkennen, was
möglich und zweckmäßig ist , insbesondere werden darin
Unterschiede gemacht , die ich einfach nicht verstehe . So
will man z . B . den Abiturienten der Oberrealschulen das
Reifezeugnis für das höhere Lehrfach ohne Einschränkung
geben , das Reifezeugnis für die Rechtswissenschaft da¬
gegen nur unter der Bedingung , daß vor Beginn des
Studiums der Nachweis hinreichender Kenntnisse im La¬
teinischen erbracht wird . Ein Philologe , wenn er wirk¬
lich wissenschaftlich arbeiten will , muß aber wie kein ande¬
rer Griechisch und Lateinisch gelernt haben. Auf den
Mittelschulen muß nicht nur die geistige Durchbildung
erreicht werden — sie kann allerdings auch die Oberreal¬
schule verschaffen — , sondern in den neun Jahren muß
eine vollkommen genügend wissenschaftliche Grundlage für
das Fachstudium gegeben werden. Eine Reihe von Stu¬
dierenden, so die Theologen, Juristen , Philologen , Histo-
riker und bis zu einem gewissen Grade auch die Medi¬
ziner , können die Kenntnisse in der lateinischen Sprache
nicht entbehren.

Ich glaube deshalb, daß man das Lateinische für viele
Fächer nie ganz wird entbehren können . Wenn wir von
den Mittelschulen verlangen, daß sie die nötigen Vorkennt¬
nisse zum Berufsstudium verschaffen , so sollte nian ange¬
sichts der langen Schulzeit von 9 Jahren nicht noch dazu
übergehen müssen , nochmals Nachkurse einzufahren . Wenn
aber mit Rücksicht auf die für manche Fächer unzulängliche
Vorbildung der Oberrealschulabiturienten wirklich eine
nachträgliche Ergänzung erforderlich ist , so sollte solche
nicht auf der Hochschule stattfinden, weil hier keine Gewähr
dafür geboten ist , daß die erforderlichen Kenntnisse in den
alten Sprachen auch wirklich in genügendem Maße er¬
worben werden . Das Staatsexamen im Berufsfach gibt
gar keinen Beweis dafür, daß der Kandidat sich tue no¬
tigen Kenntnisse in den nachzuholenden Fächern verschafft
hat . Es kann einer ein genügendes, ja sogar ein gutes
Staatsexamen machen , ohne in den betreffenden Fachern
die verlangten Kenntnisse zu besitzen, er weist eben dann
nur Lücken in jenen Gebieten auf , die sprachliche Durch¬
bildung im Latein voraussehen. Wollte man wirklich erne
Gewähr dafür schaffen , daß der Kandidat sich genügende
Kenntnisse in den alten Sprachen verschafft hat , so mußte
man ein am Gymnasium abzulegendes Zwischcnexamen
einführen , in welchem diese Kenntnisse nachgewrescn
werden.

In der ganzen Bewegung , insbesondere der Petition
der Techniker , möchte ich glauben, daß der Standpunkt
der Techniker verständlich erscheint , wenn man sich ver¬
gegenwärtigt , daß , was Abg . Goldschmit als ein großes
Gut hingestellt hat , durch die gymnasiale Vorbildung
bisher eine gemeinsame, gleichmäßige, in ihrem Werte
nicht zu unterschätzende Grundlage für die akademisch
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Gebildeten geschaffen wurde , welche durch Einführung von
drei gleichberechtigten Vorbildungsmöglichkeiten beseitigt
w rd . Wenn man nun die Gleichberechtigung der drei

Mitielschulsy -ieme einführen würde , so wird praktisch

doch ein Unterschied gemacht werden , ob man es will oder

nicht, ob man es als berechtigt anerkennt oder nicht,
zwischen Beamten von erster , zweiter und dritter Qualität

der Vorbildung ; das ist gewiß nicht wünschenswert . Man
würde meiner Ansicht nach besser verfahren , wenn man ,
um die wünschenswerte Einheitlichkeit der Vorbildung
nicht zu gesährden , nicht zu viele , sondern nur eine oder

höchstens zwei verschiedene Gattungen von Mittelschulen

zur Vorbildung für die Beamten zulassen würde , wobei

das sog . Reformghmnasium als Vermittlungsglied dienen

könnte .
Das sind die Gründe , aus welchen ich gegen den An¬

trag stimme . Ich meine , <n einer Zeit , wo der Andrang

zu den gelehrten Berufen ein so großer ist , daß man

wohl von einer Ueberproduktion sprechen kann , sollte man

nicht daran gehen , die Berechtigungen der Oberrealschulen
noch zu erweitern . Die Beschäftigung mit Latein und

Griechisch erfordert von dem Geiste eine ganz andere

Anstrengung , als die mit den neueren Sprachen . Das

Latein ist namentlich ein formales Bildungsmittel aller¬

ersten Ranges , dessen Studium schwierig ist . Warum

wollen wir bei dem großen Andrang das Studium er¬

leichtern ? Das Bildungsniveau unserer Beamten soll nicht

herabgedrückt , sondern höchstens noch gesteigert werden .

Ich stimme darum gegen den Antrag .

Abg . Neuhaus : Es freut mich, daß der Antrag der

Kommission , der weiter geht als der Antrag der Abgg .
Obkircher u . Gen . , zur Abstimmung kommt . Ich würde

auch für den Antrag Obkircher gestimmt haben , obgleich

ich mich daran gestoßen habe , daß den Juristen eine

Ausnahmestellung eingeräumt werden soll. Wenn man

nun eine Treppe hinaufgeht , darf man aber nicht vor der

obersten Stufe Halt machen . Ich bedauere , in dieser

Frage nicht auf dem gleichen Boden , wie meine Freunde
Bihler und Kopf stehen zu können . Ich meine aber ,
gerade sie , als Freunde des Gymnasiums , müßten an der

Durchführung des Kommissionsantrags ein Interesse haben ,
denn es würde dadurch gerade der Charakter des Gym¬

nasiums gewahrt werden und die Gymnasiasten müßten
nicht immer neue Experimentiermethoden durchmachen.

Den Realschulabiturienten will man vom Studium der

Gelehrtenfächer ausschließen . Warum verlangt man aber

nicht auch, daß dem Gymnasiasten das Studium der

Chemie verschlossen wird ? Die Realschulabiturienten
bringen für dieses Fach schon tüchtige Vorkenntnisse mit

und sind genötigt , auf der Hochschule einige Semester zu
bummeln , bis die Herren vom Gymnasium sie eingeholt
haben . Man sollte doch da auch mit mehr Gerechtigkeit
verfahren .

Der Abg . Kopf hat gemeint , die Frage sei jetzt noch

nicht spruchreif , man habe keine praktischen Erfahrungen .

Ich frage , wie können wir praktische Erfahrungen machen,
wenn den Realschulabiturienten der Zugang verschlossen

ist ? Gerade Handel und Industrie müssen den größten
Wert darauf legen , daß die Gleichberechtigung der Real¬

schulen auch praktisch anerkannt wird . Es gibt Hunderte
von Kausleuten , Industriellen und Technikern , die es

später in ihrem Berufe tief bedauern , daß sie früher
das Gymnasium besuchen mußten . Viele Hunderte von

Eltern schicken ihre Kinder nur deshalb zum Gymnasium ,
um ihnen alle Wege offen zu halten , würden es aber

nicht tun . wenn sie schon wüßten , ob ihr Sohn sich

später für einen freien Beruf entscheiden würde . Der

Abg . Kopf hat auch gemeint , es sei doch für jeden Ge¬

bildeten die Kenntnis des Lateinischen unumgänglich not¬

wendig , auf Schritt und Tritt begegneten wir lateinischen
Inschriften auf Denkmälern , lateinischen Worten und

Zitaten . Ich habe immer gehört , daß wir seit Jahren
mit großem Erfolg darauf ausgehen , die vielen fremd¬
sprachlichen Wörter aus den Erzeugnissen unserer TageS -

litcratur auszuscheiden , und es könnte nichts schaden, wenn
etwas weniger Latein in den Zeitungen und auf den
Denkmälern stünde , damit auch jeder , der das Gymnasium
nicht besucht hat , sie versteht , insbesondere auch die große
Masse des Volkes .

Abg . Hergt : Der Abg . Venedey hat die Stellungnahme
der technischen Staatsbeamten in einer Weise kritisiert ,
die mir wenig logisch erscheint . Ich glaube , daß die

hervorragenden Techniker der Gegenwart , von denen er

sprach, als Techniker die gleichen geworden wären , auch
wenn sie das ganze Gymnasium oder auch eine Real¬

schule besucht hätten . Ich glaube aber , daß die tech¬

nischen Staatsbeamten für ihre Fachbildung auf den

Oberrealschulen nicht besser vorbereitet werden , dagegen
einen Teil der allgemeinen Vorbildung nicht erlangen ,
den sie auf dem Gymnasium erlangen . Die technischen
Staatsbeamten behaupten nicht , daß die Oberrealschulen
weniger gut vorbereiten für die fachliche Ausbildung , aber

auch nicht besser. Wir haben nichts dagegen , daß völlige

Gleichberechtigung geschaffen wird , umsoweniger als wir gar

nicht glauben , daß die Wirkung der Maßregel so erheb¬

lich sein wird . Auch künftig werden Studenten , welche
den Staatsdienst erstreben , es vorziehen , auf dem Gym¬
nasium ihre Vorbildung zu holen .

Die Beratung wird geschloffen .

Das Schlußwort erhält
Abg . Or . Heimburger : Ich kann dem Hause nicht das

Vergnügen machen, auf das Schlußwort zu verzichten.

Ich will nicht viel auf das erwidern , was der Herr Mi¬

nister gesagt hat , er verhält sich nicht absolut ablehnend ,

ich glaube vielmehr , daß er weiter gehen würde , wenn er

nicht von anderer Seite daran gehindert würde . Wenn

er sagt , daß man bezüglich der Berechtigung die Anfor¬

derungen immer gesteigert habe , so ist das richtig , ich

muß aber doch sagen , das geschieht der Regierung ganz

recht. Hätte man unsere ursprüngliche bescheidene For¬

derung angenommen , so wäre die Bewegung ruhiger ge¬
worden und man hätte sich einstweilen mit dem Errungenen

begnügt . Man hat uns aber überhaupt nichts gegeben ,
und darum kam die Sache so , wie mit den sibyllinischen

Büchern . Der Herr Minister hat gemeint , es werde viel

leichter gehen , wenn man sehe , auf welche Weise sich die

Realschulabiturienten die ihnen fehlenden Kenntnisse in

den alten Sprachen aneignen könnten . Lange Erfahrungen

hat man darin ja nicht , aber aus der Broschüre , die uns

mitgeteilt wurde , geht hervor , daß die bisherigen Erfah¬

rungen in Preußen durchaus günstig sind . Dies bestätigt
der Leiter der Kurse in Berlin . Ich hoffe, daß die Re¬

gierung sich nach diesen Erfahrungen auch dienstlich er¬

kundigen und ihre Folgerungen daraus ziehen wird .

Der Abg . Hergt hat gemeint , es sei gut , wenn die

Vorbildung der Beamten nickt nur gleichwertig , sondern

auch gleichartig sei . Er vergißt aber , daß diese Gleich¬

artigkeit der Vorbildung für die technischen Beamten schon

heute nicht vorhanden ist , da dieselben teils aus dem

Gymnasium , teils aus dem Realgymnasium hervorgehen . Ich

halte es auch gar nicht für wünschenswert , daß eine völlige

Gleichartigkeit der Vorbildung der Beamten zu Grunde

gelegt wird , es ist für eine frei denkende Beamtenschaft

viel besser, wenn sie auf verschiedenen Wegen zu ihren

Kenntnissen kommt und diese Wege im Leben gegensertrg

abzuschätzen weiß . Der Abg . Hergt hat ferner gememt .
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es werde durch die humanistische Bildung für die techni¬
schen Staatsbeamten bei ihrer ausschließlich technischen
Beschäftigung ein Gegengewicht geschaffen. Ich habe
sehr bedauert, daß unsere Techniker keine ehrliche Sta¬
tistik aufgemacht haben , worin mitgeteilt ist , wie viele
Techniker , um ein Gegenwicht gegen ihre technische Beschäf¬
tigung zu haben , ihren Cicero oder Cäsar . Sallust oder
Tacitus lesen . Ich glaube , es wäre eine sehr kleine Zahl.
Es gäbe aber ein gutes Gegengewicht auch das Studium
der deutschen oder französischen oder modernen Literatur
und ein sehr günstiges Gegenwicht gäbe auch das Studium
der Philosophie. Es ist aber hin Gemeinplatz , daß der
Zugang zur Philosophie von den Naturwissen¬
schaften leichter und naturgemäßer ist als von den histo¬
rischen Studien. — Der Abg . Bihler hat verschiedene Ein¬
wendungen erhoben , Es tut mir leid , daß ich gegen
meinen verehrten Freund und Lehrer austreten muß ,
allein „ amioug Vidier, muZis amiea verltus"

. Er hat
gemeint , es sei bedauerlich , daß nicht die Oberreal¬
schulen von den Realschulen getrennt sind , er hat gemeint ,
es sollten besondere Schulen für das Gewerbe und solche
für das Studium errichtet werden . Ich würde das nicht
für wünschenswert halten , das wollen aber auch die Gymnasien
nicht. Dann hat er gemeint , es sei leicht , daß ein be¬
gabter Knabe , wenn er sich dem Studium zuwenden
wolle , leicht den Uebergang von der Realschule zum Gym¬
nasium findet . Wenn dies einem begabten Schüler leicht
fällt , so wird ein begabter Abiturient der Oberrealschule
auch leicht die Kenntnisse für das Studium sich anei' gnen,
für welche ihm bisher die Vorkenntnisse fehlen . Zn der
Regel werden doch die Schüler von den Eltern in die
Schule gebracht , welche zu dem von den Eltern von vorn¬
herein gewünschten Studium oder Berus die beste Vor¬
bildung gibt. Wenn dann aber ein Schüler , der die
mehr moderne Bildung der Realschule bekommen hat , den
Drang zur klassischen Philologie in sich fühlt , dann wird
er alles daran sehen, um die nötigen Vorkcnntnisse dazu
zu bekommen. Ein Geist der Gleichmacherei auch aus
geistigem Gebiet, so meint ferner der Abg . Bihler , sei
mit dem vorliegenden Antrag verbunden . Das scheint
mir aber mehr in dem Bestreben der Herren zu liegen,
die verlangen, daß alle Beamten die humanistische Bildung
haben müssen. Wir dagegen wollen , daß jeder nach
seinen natürlichen Anlagen den Weg einschlagen kann , zu
dem er begabt ist , und darin liegt ein gesunder Gegensatz
gegen die Gleichmacherei . Freiheit auch auf geistigem
Gebiet ist , was unser Antrag erreichen will .

Die beiden Bedenken , die der Abg . Goldschnitt ge¬
äußert hat , scheinen mir nicht sehr begründet zu sein .
Er hat zunächst hervorgehoben , der Zugang zum Staats¬
dienst sei ohnehin sehr stark , man solle ihn nicht noch
vermehren . Ich glaube aber , der Zugang zum Staats¬
dienst ist vielfach deshalb so stark , weil heutzutage alle
Eltern , die ihren Schülern jede Laufbahn offenhalten
wollen , sie ins humanistische Gymnasium schicken. Kommt
dann der Abiturient aus dem humanistischen Gymnasium
heraus , so ist es ihm sehr schwer , in irgend ein Fach
einzutreten, das nicht auf dieser Bildung beruht , er ist
auf den Staatsdienst geradezu angewiesen , der Ueber¬
gang in die Industrie oder ähnliche Erwerbszweige fällt
ihm sehr schwer . Hätte er aber die Oberrealschule durch¬
gemacht, so wäre ihm der Uebergang in einen andern
Zweig als den Staatsdienst viel leichter . Hauptsächlich
deshalb ist es , glaube ich , ein guter Gedanke , wenn man
die Gleichberechtigung gewährt. Dann wird der Zu¬
gang zu den Gymnasien geringer, weil solche , die nach
ihrer ganzen Anlage auf einen modernen Bildungsgang
angewiesen find , die Oberrealschule besuchen, um leicht
den Uebergang in einen anderen Erwerbszweig als ge¬
rade den Staatsdienst zu finden . Und die Trennung

unter den Deutschen ist jetzt größer , als wenn man
Gleichberechtigung eingeführt hat . Der Abg . Goldfchmit
hat uns ja selbst vorgelesen , zu welch eigentümlichen Zu¬
ständen wir durch diese Verschiedenheiten in den Einzel¬
staaten gekommen sino , er hat selbst an jene Zeit der
Kleinstaaterei erinnert . Diese wird aber beseitigt , wenn
wir die Gleichberechtigung einsühren .

Der Abg . Kopf hat zunächst getadelt , daß man über¬
haupt Oberrealschulen geschaffen habe , und gemeint, man
hätte zunächst einmal das Bedürfnis abwarten sollen .
(Abg . Kopf : Massige !) Oberrealschulen sind immer
9klassig (Heiterkeit ) . Er hat gemeint, man hätte nicht
zuerst Schulen schaffen und nachher erst das Bedürfnis
konstatieren sollen . Ich wäre ihm dankbar gewesen , wenn
er auch gesagt hätte, auf welche Weise man eigentlich
dieses Bedürfnis vorher hätte konstatieren sollen . Ich
glaube, das Bedürfnis ist eben vorhanden gewesen .
Man hat gefunden, daß eine große Anzahl von Schü¬
lern, die 7 Klassen durchgemacht haben, gern eine voll¬
ständig abschließende Bildung , soweit eine Mittelschule
sie überhaupt geben kann , erreichen wollten. Um diesem
Bedürfnis Rechnung zu tragen , hat man 9 klassige Ober¬
realschulen geschaffen, und daß das Bedürfnis dafür
vorhanden war , ergibt sich am besten daraus, daß die zwei
oberen Klassen der Oberrealschule sehr rasch bevölkert
worden sind . Hätte ein Bedürfnis nicht bestanden, so
wären diese Klassen leer geblieben , und dann Hütte man
sie wahrscheinlich sehr bald wieder abgeschafft .

Die anderen Mißstände, die nach der Ansicht des
Abg . Kopf mit der Unkenntnis des Lateinischen verbunden
sind, scheinen mir so wichtig nicht zu sein . Kollege
Neuhaus hat ihm schon einiges geantwortet . Wenn der
Abg . Kopf gemeint hat, man könne nicht einmal die
lateinischen Inschriften mehr an den Denkmälern lesen ,
so scheint mir das nicht so schlimm zu sein . Denkmäler
errichtet man im allgemeinen nicht für die Studierten,
sondern für das Volk , und wenn man Denkmäler
errichtet , um das Andenken des Volks an gewisse Er¬
eignisse oder gewisse große Männer wach zu halten , so
setze man auf diese Denkmäler eben auch eine Inschrift,
welche das Volk lesen kann (Zurufe : Sehr richtig !)
Wenn man das nicht tut , so hat das Denkmal über¬
haupt seinen Zweck verfehlt . Uebrigens gibt es nicht
gerade sehr viele Denkmäler mit lateinischen Inschriften,
und ich meine, es ist immer noch besser , man baut
heutzutage ein Denkmal mit lateinischer Inschrift und
kann diese nicht entziffern , als wenn man , wie heutzutage
der größte Teil der Gebildeten vor einem großen Wun¬
derwerk , vor den Werken steht, welche die Techniker
schaffen, und sie nicht versteht , weil einem die nötige
naturwissenschaftliche Bildung fehlt . Wenn es dann immer
heißt, es sei ein Mangel an Bildung , daß der Abiturient
der Oberrealschule gewisse lateinische Zitate nicht ver¬
stehen und gewisse lateinische Schriften nicht lesen könne ,
so ist darauf zu erwidern: Diesem Mangel läßt sich ab¬
helfen ; es gibt heute zahlreiche Uebersetzungen dieser
Schrift . Einem anderen Mangel aber läßt sich nicht
abhelfen : Wenn wir heute in irgend einer öffentlichen
Tätigkeit sind als Stadtverordnete , oder Abgeordnete im
Landtag oder sonst wo , und es handelt sich um große
technische Unternehmungen, z . B . um ein Elektrizitäts¬
werk mit Wechselstrom oder mit Gleichstrom , das er¬
richtet werden soll, dann steht der akademisch Gebildete
vollständig ratlos da. (Zuruf : Das wird heute auf
den Gymnasien auch gelehrt !) Ja , aber lange nicht in
dem Maß, wie auf der Oberrealschule. Ich habe selbst
schon die Empfindung gehabt, wenn ich mit meinen
Schülern redete , daß sie mir an Kenntnissen in dieser
Beziehung weit überlegen waren, und daß ich manchmal
von ihnen recht viel gelernt habe . (Heiterkeit ) .



Als weiteren Beweis hat man nun den angeführt ,
daß alle großen Männer aus unseren Gymnasien hervor¬
gegangen seien . Ja , woraus hätten sie denn sonst
hervorgehen sollen ? (Große Heiterkeit ) . Erst zwingt
man alle ins Gymnasium hinein und dann wundert
man sich , daß alle aus dem Gymnasium hervorgehen .
Das ist doch wirklich ein oireulus virtuosus . Es hat aber

auch gar niemand behauptet , daß aus den Gymnasien
keine großen Männer hervorgehen könnten . Wir wollen
das Gymnasium auch gar nicht abschaffen . Ein solches
Argument könnte man nur bringen , wenn wir die

Gymnasien beseitigen wollten . Es darf aber auch weiter

darauf hingewiesen werden , daß es in Deutschland und
anderen Ländern auch recht viele hervorragende Frauen
gegeben hat und noch gibt , die diese humanistische Bil¬

dung nicht genossen haben ; es ist ihnen trotzdem ge¬
lungen , recht respektable Leitungen auf den verschiedensten
Gebieten zu vollbringen .

Ich will mich jetzt nicht weiter über diese Dinge
verbreiten , wir werden uns gegenseitig ja doch schwer
überzeugen können von der Richtigkeit des einen oder
anderen Standpunkts . Das aber glaube ich, sagen zu
können , daß wir die Konsequenzen unseres Antrags , mit
denen man uns graulich zu machen versucht hat , nicht
zu fürchten haben Wenn wir die Berechtigungen gleich
machen , wenn wir größere Freiheit in den Bildungs¬
gang unserer Jugend hineinbringen , wenn wir es dem

einzelnen ermöglichen , sich eine Ausbildung anzueignen ,
die seiner individuellen Anlage mehr entspricht , dann
werden wir nimmermehr das allgemeine Bildungsniveau
unseres Volkes herabsetzen , sondern es im Gegenteil
fördern , eben dadurch , daß wir jedem einzelnen den

Bildungsgang zuweisen , der seiner Anlage entspricht , und

durch den er auch das höchste erreichen wird , was er zu
erreichen fähig ist . Wenn wir ihn dagegen in die

spanischen Stiefel einschnüren und nur eine Schulart
anwenden wollen , dann werden die Anlagen von
vielen verkümmern müssen , weil sie nicht die Ausbildung
verlangen können , die ihnen entspricht und die allein

zum Gedeihen hätte führen können .

Ich bitte Sie , den Antrag einstimmig oder doch mit

möglichst großer Mehrheit anzunehmen . Ich bin über¬

zeugt , Sie werden damit nichts Schlechtes tun , sondern
etwas Gutes anregen , und ich hoffe , daß auch die Großh .
Regierung einem solchem Beschluß etwas mehr entgegen -
kommen wird als bisher , und daß sie nicht nur die
Stimmen der Sachverständigen hört , die sie immer zu
hören Pflegt , sondern daß auch die Stimme der Volks¬

vertretung von einigem Gewicht auf ihre Entschließungen
sein wird .

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung : Beratung des münd¬
lichen Berichts der Sonderkommission über den Antrag
der Abgg . vr . Heimburger und Genossen , die Abände¬

rung der Gemeindewahlordnung und der Wahlordnung
für die der Städteordnung unterstehenden Städte be¬

treffend , führt zunächst der Berichterstatter . Abg . vr .
Goldschmit aus :

Der Antrag der Abgg . vr . Heimburger und Genoffen
lautet :

„ Die Unterzeichneten beantragen , die Kammer
wolle die Großh . Regierung ersuchen , die Gemeinde¬

wahlordnung für die der Städteordnung unterstehen¬
den Städte dahin abzuändern , daß für die Gemeinde¬

wahlen dieselben Maßregeln zum Schutze des Wahl¬
geheimnisses getroffen werden , wie solche für die

Wahlen zur Zweiten Kammer in Kraft find
"

.

Wie Ihnen bekannt ist , hat die Abstimmung bei den

Landtagswahlen in Jsolierräumen stattzufinden , wobei ab¬

gestempelte Umschläge verwendet werden müssen , in wel¬
chen die Wahlzettel verschlossen werden . Aehnliche Be¬
stimmungen sind in dem im Jahre 1903 erlassenen
Wahlreglement für die Wahlen zum deutschen Reichstag
erlassen worden .

In der Kommission wurde es von einer Seite als

zweckmäßig bezeichnet , wenn die neuen Bestimmungen für
die Reichstags - und Landtags - wie auch für die Gemeinde¬
wahlen die gleichen wären . Eine ähnliche Bestimmung
für die Gemeindewahlen sei da und dort auch ein dringen¬
des Bedürfnis , denn die Gemeindewahlen riefen manch¬
mal größere Aufregung hervor als die rein politischen
Wahlen . Persönliche Elemente benützten dort ihre Ueber -

legenheit , um von ihnen abhängige Elemente der Be¬

völkerung in ungehöriger Weise zu beeinflussen . Dem

gegenüber wurde von anderer Seite geltend gemacht , man
habe in dieser Richtung bisher kein Bedürfnis empfunden ,
man wisse vielmehr in kleineren Gemeinden stets zum
voraus , wie der einzelne wähle .

Seitens der Großh . Regierung wurde geltend gemacht ,
es scheine , als ob der Antrag aus ^rein theoretischen Prin¬
zipien gestellt sei . Man solle aber die Theorie nicht aufs
Aeußerste treiben , eine gewisse Freiheit walten lassen ,
man solle nicht auf jedem Landtag Aenderungen im Ge¬
meindewahlrecht vornehmen , sondern erst das auf dem

vorigen Landtag ins Leben getretene Gesetz sich ausleben

lassen . Man könne ja , wo ein Bedürfnis dafür vorhan¬
den sei eine Aenderung der Autonomie den einzelnen Ge¬
meinden überlassen . Man solle nicht alles in bureau -

kratischer Weise entscheiden .
Dem gegenüber wurde betont , der Antrag fei keines¬

wegs aus theoretischen Erörterungen hervorgegangen , son¬
dern entspreche vielfach bestehenden praktischen Bedürf¬
nissen .

Die Kommission kam schließlich zu der Ansicht , eine

Aenderung lasse sich auch durch bloße Verordnung herbei¬
führen . Der Herr Minister des Innern stellte denn auch
in Aussicht , daß er , wenn der Antrag von dem Hause
angenommen würde , eine Enquete veranstalten wolle ;
stelle sich dann das Bedürfnis nach einer Aenderung
heraus , so sei die Regierung nicht abgeneigt , eine ent¬

sprechende Verordnung zu erlassen .

Ich ersuche Sie namens der Kommission , dem Antrag
der Abgg . Heimburger und Genossen Ihre Zustimmung
zu erteilen .

Die allgemeine Beratung wird eröffnet .

Bei der nun folgenden Abstimmung wird der Kom -

misfionsantrag mit allen gegen 10 Stimmen angenommen .

Abg . Süßkind : Es läßt sich nicht verkennen , daß
dieser Antrag Mißstände , die sich bei den Wahlen ge¬
zeigt haben , beseitigen soll . Vielerorts , namentlich in
kleinen Gemeinden , ist es oft vorgekommen , daß trotz
des geheimen Wahlverfahrens der Wahlvorstand genau
weiß , wie eine Person gewählt hat . Man hat die Be¬

obachtung gemacht , daß sehr häufig die Stimmzettel in

ihrem Format abgeändert wurden , um erforschen zu
können , wie der oder jener gewählt hat . Ich könnte

Ihnen von vielen Gemeinden des 11 . Reichstagswahlkreises
Beweismittel auf den Tisch des Hauses niederlegen . Um

eine solche Praktik der Gegner zu umgehen , hat man ja

allerdings den Ausweg , einen Zettel der Gegner zu nehmen ,
die Namen darauf durchzustreichen und andere Namen

darauf zu setzen . Trotzdem muß diesen Notständen not¬

wendigerweise abgeholfen werden . Wir stimmen diesem

Antrag zu , umsomehr , weil erst kürzlich , etwa 6 Tage vor

Einkunft dieses Antrags im Landtage , eine Konferenz sozial¬

demokratischer Vertrauensmänner in Oftersheim einen
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gleichartigen Beschluß gefaßt hat . Ich nehme nicht att ,
daß erst auf Grund dieses Beschlusses die demokratische
Partei zu diesem Antrag gelangt ist . Vielmehr glaube
ich, daß diese Absicht schon vorher bestanden hat , und es
ist der Beweis dafür erbracht , daß in den verschiedensten
Kreisen die Ueberzeugung aufgetaucht ist , daß hier ein
Uebelstand besteht , der beseitigt werden muß . Meiner
Meinung nach sollte dies aber nicht im Verordnungs¬
wege geschehen , sondern eine gesetzliche Regelung erfolgen .
Jedenfalls darf man nicht dazu übergehen , den einzelnen
Gemeinden selbst die Beschlußfassung zu überlassen . Da¬
durch würde der Zweck des Antrags illusorisch , indem
sicherlich gerade die Gemeinden , wo es am allernötigsten
wäre , nicht davon Gebrauch njachen würden . Es muß
vielmehr unbedingt festgesetzt werden , daß dieses Wahl¬
verfahren in allen Gemeinden stattzufinden hat . Der
Autonomie der Gemeinden kann auf diesem Gebiet nicht
Rechnung getragen werden . Ich habe nun nicht gehört ,
daß dieses Wahlverfahren bei den Reichstagswahlen zu
irgend welchen Mißständen geführt hätte , und es liegt
deshalb meines Erachtens kein G,und vor , warum man

nicht dieses Wahlverfahren auch bei Gemeindewahlen
einführen sollte .

Die allgemeine Beratung wird geschlossen .
Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort .
Der Antrag wird ohne Debatte einstimmig ange¬nommen .

Schluß der Sitzung um viertel 8 Uhr abends .
'T-.Dt - . .7; , -. - r ? . » GM?« . A

Berichtigung .

In dem Bericht der 129 . Sitzung vom Samstag , den
16 . Juli , auf S . 1681 , Spalte 1 , Zeile 8 von oben
(Rede des Ministers des Innern vr . Schenkel ) muß
es heißen : „ Schon als im Jahre 1889 "

. . . . statt :
Schon als im Jahre 1899 . . . .

-t . r ^ V. . . .
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LSI . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer

am Dienstag , den 19 . Juli 1904 .

Präsident Or . Gönner eröffnet die Sitzung nach

l/ ^12 Uhr vormittags .

Das Haus tritt sofort in die Tagesordnung ein :

Wahl des ständischen Ausschusses .

Auf Antrag des Abg . Or . Wilckcns findet die Wahl
der Mitglieder des landständischen Ausschusses durch

Acclamation statt .

Nach einer Bereinbarung unter den Parteien sind vor¬

geschlagen : Die Abgg . Or . Wilckens , Or . Binz , Lauck,

Gießler , Or . Heimburger und Or . Gönner .

Das Haus stimmt dem zu .

Der Präsident macht
'
im Anschluß hieran folgende

geschäftliche Mitteilungen :

Es ist zunächst ein Schreiben des Herrn Finanzministers

eingekommen , wonach die Mitglieder des landständischen

Ausschusses auf morgen nach dem Landtagsschluß zur

Vornahme der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung der

Rechnungen der Amortisationskasse und der Eisenbahn¬

schuldentilgungskasse für das Jahr 1903 zu einer Sitzung

eingeladen sind .

Ferner hat die Geschäftsordnungskonimission durch

ihren Vorsitzenden Abg . Or . Weygoldt über ihre Tätigkeit
einen Bericht dem Hause mitgeteilt , welcher lautet :

„ Nachdem die jetzige Tagung der Kammer dem Ende

nahe ist und die Tätigkeit der Kommission als abge¬

schlossen betrachtet werden kann , beehre ich mich als Vor¬

sitzender dieser Kommission dem Herrn Präsidenten der

Hohen Kammer folgendes Ergebnis zu berichten
'

Zur Prüfung der in den letzten Jahren ergangenen
Regierungsverordnungen wurden zu Anfang der Tagung
drei Referenten bestellt , nämlich : 1 . Abg . Armbruster für

das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit ; 2 . Abgeord¬
neter Breitner für das Gebiet der scnstigen Zivilgerichts¬
barkeit , des Strafrechts usw . ; 3 . Abg . Weygoldt für das

Gebiet des gesamten Unterrichtswesens . Die Nach¬

forschungen der Referenten haben zu Bedenken nicht ge¬

führt und wird deshalb aus dem Bereiche dieses Arbeits¬

gebietes ein Antrag nicht gestellt .

Die Kommission hat sich sodann noch mit zwei Fragen

beschäftigt , die im Plenum des Hohen Hauses gestreift worden

sind . . . " (Die erste Frage betrifft die Gewerbeaufsicht
in den staatlichen Betrieben . Sie ist durch den Bericht
des Abg . Breitner erledigt . Der andere Punkt betrifft
die Frage , ob die Bestimmungen des Beamtengesetzes
über die Bersetzbarkeit der Richter den bezüglichen Be¬

stimmungen des Reichsgesetzes entsprechen . Hierüber ist

von dem Abg . Armbruster ein schriftlicher Bericht er¬

stattet worden . Das Haus verzichtet auf die Verlesung

dieses Berichts . Derselbe wird zur Einsicht der Abge¬
ordneten aufgelegt .)

Heute Vormittag hat eine Sitzung der Baukommission

für die Frage der baulichen Veränderungen des Stände¬

hauses unter Zuzug des Herrn Finanzministers und des

Vizepräsidenten der Ersten Kammer sowie von zwei Bau -

Sachverständigen stattgefunden . Es ist beschlossen worden ,
daß ein Bauprogramm aufgestellt werde für die Bedürf¬

nisse der beiden Kammern . Es wurde hiezu eine Sub¬

kommission , bestehend aus den Abgg . Or . Wilckens und Hergt ,
ernannt , welche dem Herrn Finanzminister die Ergebnisse

ihrer Prüfung mitteilen soll.

Das Haus ist damit einverstanden , daß die bisherige

Kommission verstärkt werde durch drei Mitglieder aus der

Ersten Kammer , und daß die Kommission auch nach

Schluß des Landtags mit dem Herrn Finanzminister

zur Beratung zusammentreten soll -

Der Herr Präsident gibt hierauf folgende Uebersicht

über die auf dem Landtag erledigten Geschäfte.

I . Abgehaltene Sitzungen und zwar :

1 . im Plenum . 131

2 . der Budgetkommission . . . . . 53

3 . der Petitionskommission . 21

4 . der Kommission für Eisenbahnen und

Straßen . 14

5 . der Kommission für Geschäftsordnung .
Archivariat und Bibliothek . . . . 8

6 . der Verfaffungskommission . . . . 21

7 . der Schulkommission . 10

Dazu eine erhebliche Anzahl von Sitzungen der Sonder¬

kommissionen für Steuervorlagen und Gemeindesachen ,
das Grundbuch - und Zwangsvollfireckungswesen , die Ver¬

waltungsrechtspflege , das Polizeistrafgesetz , die Kurpfuscherei
und die Aerzteordnung , das amtliche Derkündigungswesen
und die Verwertung der Wasserkräfte , insbesondere des

Rheines .
II . Es sind eingegangen :

1 . von seiten der Großh . Regierung :

u . Gesetzentwürfe , Staatsverträge und

Denkschriften . . . 25

d . Nachweisungen und Rechnungen . 9

o . Budget und Budgetnachträge . . 6

2 . aus der Mitte des Hauses :

a . Gesetzesvorschläge und selbständige
Anträge . 21

b . Interpellationen . ._
9

zusammen Gegenstände . . 70

III . Berichte der Wahlprüfungs¬
kommission sind , nachdem das Haus bereits

konstituirt war , erstattet worden : 7

IV . An Petitionen sind eingegangen : 185

Davon wurden zugeteilt :

a . der Petitionskommiffion . . . . 80

d . der Budgetkommission . 48

e . der Kommission für Eisenbahnen und

Straßen . 24

<1 . verschiedenen Sonderkommissionen ^ ._ 32 ^

L . Erledigt wurden durch
1 . Empfehlende Ueberweisung . . . . 25

2 . Ueberweisung zur Kenntnisnahme . 66

3 . Uebergang zur Tagesordnung . . . 32

4 . Ueberweisung teils empfehlend , teils

zur Kenntnisnahme . . . . . . 7

5 . Ueberweisung teils empfehlend , teils

Uebergang zur Tagesordnung . . . 2

6. teils empfehlend , teils zur Kenntnis¬

nahme und teils Uebergang zur Tages¬
ordnung . 5

7 . Ueberweisung teils zur Kenntnisnahme ,
teils Uebergang zur Tagesordnung . 2

8 . Annahme einschlägiger Anträge , Bud -

getpofitionen und Gesetzentwürfe . . 55

9 . Behandlung nach 8 61 der Geschäfts¬
ordnung . 5

6 . Zurückgezogen wurde . . . . 1

O . Unerledigt sind geblieben . ^ ._
5

zusammen . . ^ 5



V . Bon den an die Kammer gelangten Be -
ratungSgegenständen sind außer einigen spät ein¬
gelaufenen Petitionen nur unerledigt geblieben :

1 . Antrag der Abgg. Venedeh und Genossen , daö Ge¬
meindewahlrecht betreffend ;

2. Antrag der Abgg . Kramer und Genossen , die Re'
Vision der Städteordnung betreffend ;

3. Antrag der Abgg . Frühauf und Genossen , den
Eisenbahnrat betreffend ;

4. Gesetzentwurf , die Aerzteordnung betreffend;
5 . die Interpellationen der Abgg. Hauser und Genossen ,

über den Hochwasserschaden, und der Abgg. Eichkorn
und Genoffen , das Verbot einer öffentlichen Ver¬
sammlung betreffend .

Präsident vr . Gönner : Damit wären wir also zum Ende
unserer Geschäfte gelangt. Der Landtag schließt , ich glaube,
unter dem allgemeinen Eindruck , daß wir einen verheißungs¬
vollen Erfolg zu verzeichnen haben. Nach langer und mühe¬
voller Arbeit ist ein Werk von hoher Bedeutung zustande
gebracht worden durch das gute Einvernehmen der beiden
Kammern der Landstände unter sich und mit der Großh .
Staatsregierung. Wir hoffen und wünschen zuversicht¬
lich, daß dieses große Werk dem badischen Volk und
Land zu Glück, Heil und Segen gereichen möge .

Damit schließe ich die heutige Verhandlung .

Abg. Fehrenbach : Am Schluffe unserer Tagung an¬
gelangt, rechne ich es mir zur ganz besonderen Ehre an ,
der Dolmetsch des ganzen Hauses sein zu dürfen unserer
Gefühle der ungeteilten Anerkennung und herzlichen
Dankbarkeit gegen unfern hochverehrten Herrn Präsidenten .
Was meine Vorgänger in Erfüllung dieser angenehmen
Pflicht auf einer Reihe früherer Landtage bezeugen
konnten , das kann auch ich , der freudigen Uebereinstim-
mung des ganzen Hauses sicher, aufs neue bestätigen :
Die liebenswürdige Freundlichkeit, die geschäftliche Ge¬
wandtheit, die gerechte Unparteilichkeit unseres Herrn
Präsidenten hat auch während dieser langen , arbeits¬
reichen und angestrengten Tagung die parlamentarischen
Arbeiten bestens gefördert und jeden einzelnen von uns
dem gerne gewählten Vertreter der höchsten Autorität
dieses Hohen Hauses zeitlebens verpflichtet . An dem
Ruhme , ein schwieriges Verfassungsreformwerk zum glück¬
lichen Ende geführt zu haben, wird dem Ersten Präsi¬
denten dieses Hauses der schönste Ehrenteil immer zu¬
erkannt werden . Unsere herzlichsten Wünsche begleiten
unseren hochverehrten Ersten Präsidenten auch für seine
künftigen , hoffentlich recht langen Tage ! Ich bitte die
Herren Kollegen , zum Zeichen der Uebereinstimmung
mit meinen bescheidenen Worten sich von ihren Sitzen
zu erheben . (Dies geschieht.)

Abg . vr . Wilckeus : Gestatten Sie , daß ich auch der
Tätigkeit der beiden Herren Vizepräsidenten sowie der¬
jenigen der Herren Sekretäre dankbar gedenke Unserem
Ersten Vizepräsidenten , dem Herrn Kollegen Lauck, ist
auf diesem Landtag die Erfüllung seiner Pflichten in
Bezug auf die Mitteilung der Geschäfte dieses Hohen
Hauses durch eine längere Erkrankung erschwert gewesen.
Wir alle haben an diesem bedauerlichen Vorkommnis
lebhaften Anteil genommen und uns herzlich darüber ge¬
freut , daß die Krankheit nunmehr wieder gehoben ist und
daß wir den Ersten Herrn Vizepräsidenten in den letzten
Wochen in gewohnter Frische , Elastizität und Rüstigkeit
seines Amtes wiederum walten sahen . Wir danken ihm
für sein bezügliches Wirken aufrichtig und wünschen , daß
seine Gesundheit in der Folge sich noch weiter kräftigen
und stärken möge. Auch der Zweite Vizepräsident des
Hauses, der Herr Kollege Heimburger, hat es sich aufs
eifrigste und mit entschiedenem Erfolge angelegen sein
lassen , den Herrn Präsidenten in der Leitung der Ver¬
handlungen zu unterstützen , und sich damit den Anspruch
auf unsere Anerkennung erworben .

Desgleichen haben sich die Herren Sekretäre um die
Förderung des Geschäftsgangs des Hauses in fleißiger,
sorgfältiger und treuer Arbeit verdient gemacht .

Wir wollen den Dank, den wir den beiden Herren
Vizepräsidenten sowie den Herren Sekretären schulden ,
dadurch zum Ausdruck bringen, daß wir uns zu ihren
Ehren von unseren Sitzen erheben . (Geschieht .)

Präsident vr . Gönner : Im Auftrag der beiden Herren
Vizepräsidenten und der Herren Sekretäre sowie in eige¬
nem Namen sage ich Ihnen herzlichen Dank sür die liebens¬
würdige Anerkennung , die uns ausgesprochen worden ist .
Wir nehmen diese Anerkennung als den Ausdruck Ihrer
Freundlichkeit und Ihrer Nachsicht in Bezug aus die Be¬
urteilung unserer Amtsführung ; daß Sie dieselbe anerkannt
haben, gereicht uns zu großer Freude und Genugtkuung ,
obwohl wir uns ja bewußt sind , damit nur unsere Pflicht
erfüllt zu haben . Es ist ja nicht immer leicht , dieser
Pflicht nachzukommen, und ich weiß wohl , daß Meinungs¬
verschiedenheiten zwischen dem jeweiligen Vorsitzenden und
einzelnen Mitgliedern des Hauses keineswegs ausgeschlossen
find . Allein sie sind doch nicht so tiefgehend , daß eine
bleibende Mißstimmung daraus hervorgehen würde , das
ersehe ich aus dem Umstand , daß Sie alle in freund¬
lichster Weise der Kundgebung der Anerkennung seitens der
Herren Vorredner zugestimmt haben. Ich danke Ihnen
nochmals namens des gesamten Kammervorstands sür
diese Liebenswürdigkeit , und ich wiederhole den Wunsch,
daß untere Arbeit für das badische Land und Volk zum
Segen gereichen möge. Ihnen allen sage ich ein herz¬
liches Lebewohl.

Schluß der Sitzung kurz vor °/i12 Uhr vormittags .

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : vr . Karl Schweickert .
Druck und Verlag der Ol. Braun 'tchen Hofbuchdruckerri . Beide in Karlsruhe .
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